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An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wie n 

Aigner 

KIappe/Dw 

4882 

In Entsprechung einer Entschließung des Nationalrates zur ge­

fälligen Kenntnisnahme. 

16. August 1990 

Für den Bundesminister 

für Gesundheit und öffentlicher Dienst: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

~I'{O/J/~ 

Michtner 
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• REPUBLIK Ö'STERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

GZ 61.601/16-VI/C/16/90 

A-1031 Wie", 
~adetzkystraße 2 
Tel. (0222) 711 58 
Teletex: 322 15 64 BKAG 
DVR: 0000019 

Betrifft: Entwurf einer Novelle zum Kranken­
anstalten-Grundsatzgesetz: 
allgemeines Begutachtungsverfahren: 

s.ctIbearbeiter 
Aigner 

KIappeIDw 

4882 

1. die Sektion I - Präsidium 

Ihre GZIvom 

An 

2. die Sektion 11 - Zentrale Personal verwal tung 

3. die Sektion V - Verfassungsdienst 

4. das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 

5. das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

6. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

7. das Bundesministerium für Finanzen 

8. das Bundesministerium für Inneres 

9. das Bundesministerium für Justiz 

10. das Bundesministerium für Landesverteidigung 

11. das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

12. das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 

13. das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

14. das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

15. das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 

16. das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 

(Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates) 
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17. den Rechnungshof 

18. den Datenschutzrat 

19. alle Ämter der Landesregierungen 

20. die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Nieder-

österreichischen Landesregierung 

21. die Österr. Apothekerkammer 

22. die Österr. Ärztekammer 

23. die Österr. Dentistenkammer 

24. die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs 

25. den Österr. Gewerkschaftsbund 

26. den Österr. Landarbeiterkammertag 

27. die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster-

reichs 

28. die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

29. den Österr. Arbeiterkammertag 

30. den Hauptverband der österr. Sozialversicherungsträger 

31. den Österr. Städtebund 

32. den Österr. Gemeindebund 

33. die Vereinigung österr. Industrieller 

34. das Österr. Rote Kreuz 

35. den Österr. Rechtsanwaltskammertag 

36. die Bundes-Ingenieurkammer 

37. die Bundeskonferenz der Kammern der Freien Berufe Österreichs 
38. die Rektorenkonferenz 

39. die Österr. Hochschülerschaft 

40. den Verein "Österr. Gesellschaft für Gesetzgebungslehre" 

41. den Österr. Bundesjugendring 

42. den Österr. Verband der Elternvereine an den öffentlichen 
Pflichtschulen (Dachverband) 

43. den Verband der Akademikerinnen Österreichs 

44. den Österr. Gewerkschaftsbund - Fachgruppenvereinigung des 

Krankenpflegepersonals und verwandter Berufe 
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45. den Österr. Krankenpflegeverband 

46. den Verband der diplomierten med.-techn. Assistentinnen 

Österreichs 

47. den Verband der med.-techn. Fachkräfte Österreichs 

48. den Dachverband der gehobenen med.-techn. Dienste Österreichs 

49. den Verband der diplomierten rad.-techn. Assistentinnen und 

Assistenten Österreichs 

50. den Verband der diplomierten Assistentinnen für physikalische 

Medizin Österreichs 

51. den Verband der diplomierten Diätassistentinnen Österreichs 

52. den Verband der diplomierten Beschäftigungs- und Arbeits-

therapeuten Österreichs 

53. den Berufsverband der diplomierten Logopäden Österreichs 

54. den Orthoptistinnenverband Österreichs 

55. die Österr. Bischofskonferenz 

56. den Evangelischen Oberkirchenrat 

57. den Katholischen Familienverband Österreichs 

58. die Konsumentenberatung - Konsumenteninformation 

59. das Kuratorium für Verkehrssicherheit 

60. den Berufsverband Österr. Psychologen 

61. das Österr. Bundesinstitut für Gesundheitswesen 

62. die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals der Österr. Universitäten und Kunsthochschulen 

63. das Österr. Normungsinstitut 

64. die PHARMIG - Vereinigung pharrn. Erzeuger 

65. die Bundeskonferenz der Verwaltungsdirektoren Österr. Kranken-

anstalten 

66. Frau Staatssekretärin Johanna DOHNAL 

67. Herrn Staatssekretär Dkfm. Dr. rer. comm. Günter STUMMVOLL 

68. die Österr. Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

69. die Geschäftsstelle des KRAZAF 

70. den Dachverband österr. psychotherapeutischer Vereinigungen 
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Das Bundeskanzleramt - Sektion VI (Volksgesundheit) übermittelt 

den Entwurf einer Novelle zum Krankenanstaltengesetz, samt Erläu­

terungen und Textgegenüberstellung, mit dem Ersuchen, hiezu bis 

längstens 

12. Oktober 1990 

eine Stellungnahme abzugeben. Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine 

Stellungnahme eingelangt sein, wird angenommen, daß gegen den Ent­

wurf sowie den außerhalb dieses Entwurfes im folgenden dargestell­

ten Vorschlag keine Bedenken bestehen. 

Gleichzeitig wird ersucht, eine allfällige Stellungnahme auch in 

25-facher Ausfertigung dem Präsidium des Nationalrates zuzuleiten 

und das Bundeskanzleramt - Sektion VI hievon in Kenntnis zu set-

zen. 

Außerhalb des Begutachtungsentwurfes wird folgender weiterer Ände­

rungsvorschlag zur Diskussion gestellt: 

Unter Hinweis auf mögliche Abstimmungsschwierigkeiten und Doppel­

gleisigkeiten wurde aus Anlaß der jüngsten Novelle zum OÖ KAG, 

LGBl.Nr. 37/1990, angeregt, schon auf Bundesebene § 62f KAG dahin 

zu erweitern, daß das Bundeskanzleramt den Ländern zum Zweck der 

Erstellung und Adaptierung der Landeskrankenanstaltenpläne auf 

Ersuchen der jeweiligen Landesregierung die entsprechenden Berich­

te gemäß § 62e KAG zu übermitteln hat. 

Dies könnte etwa dadurch geschehen, daß § 62f KAG die Absatzbe­

zeichnung "(1)" erhält, und folgender Abs. 2 angefügt wird: 
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"(2) Zum Zweck der Erstellung und laufenden Anpassung der Landes­

krankenanstaltenpläne hat der Bundeskanzler auf Ersuchen einer 

Landesregierung auch dieser die Berichte, die die Träger der je­

weils im Land gelegenen Krankenanstalten vorlegen, in maschinen­

lesbarer Form zu übermitteln." 

Es wird ersucht, auch zu diesem Änderungsvorschlag eine Stellung­

nahme zu erstatten. 

16. August 1990 

Für den Bundesminister 

für Gesundheit und öffentlicher Dienst: 

Michtner 
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Bundesgesetz vom ••••••••••• , mit dem 

das Krankenanstaltengesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 157/1990, wird wie folgt geän­

dert: 

Artikel I 

(Grundsatzbestimmungen) 

1. § 1 Abs. 2 lautet: 

"(2) Ferner sind als Krankenanstalten auch Einrichtungen anzuse­

hen, die zur ständigen ärztlichen Betreuung und besonderen Pflege 

von chronisch Kranken bestimmt sind." 

2. § 2 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Pflegeanstalten für chronisch Kranke, die ständiger ärztlicher 

Betreuung und besonderer Pflege bedürfen;" 

3. Im § 2 Abs. 2 lit. c wird der Punkt durch einen Strichpunkt 

ersetzt und folgende lit. dangefügt: 

"d) Pflegeheime im Sinne des Pflegeheimgesetzes, BGBl. 

Nr •••• /199 •• " 
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4. § 2a Abs. 1 lit. a Schlußteil lautet: 

"andere fachärztliche Behandlung muß durch Fachärzte der betref­

fenden medizinischen Sonderfächer als Konsiliarärzte und in glei­

cher Weise qualifizierte Fachärzte als Vertreter im Fall der 

Verhinderung eines Konsiliararztes gesichert sein;" 

5. § 2a Abs. 1 lit. b vorletzter Teilsatz lautet: 

"andere fachärztliche Behandlung muß durch Fachärzte der betref­

fenden medizinischen Sonder fächer als Konsiliarärzte und in glei­

cher Weise qualifizierte Fachärzte als Vertreter im Fall der 

Verhinderung eines Konsiliararztes gesichert sein;" 

6. § 3 lautet: 

"§ 3. (1) Krankenanstalten bedürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie 

auch zu ihrem Betrieb einer Bewilligung der Landesregierung. 

(2) Anträge auf Erteilung der Bewilligung zur Errichtung einer 
Krankenanstalt haben den Anstaltszweck (§ 2 Abs. 1), das in Aus­

sicht genommepe Leistungsangebot sowie allfällige Schwerpunkte 

genau zu beze~chnen. 

nur 

I 

i 

(3) Die B~willigung zur Errichtung 

erteilt wbrden, wenn insbesondere 

einer Krankenanstalt darf 

1. der Beparf im Hinblick auf den angegebenen Anstaltszweck 

samt dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot sowie allfällige 

Schwerpunkte unter Beachtung der Höchstzahl an systemisierten Bet­

ten nach dem jeweiligen Landes-Krankenanstaltenplan gegeben ist; 

2. das Eigentumsrecht oder sonstige Rechte zur Benützung der 

für die Anstalt in Aussicht genommenen Betriebsanlage nachgewiesen 

sind; 
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3. das für die Unterbringung der Anstalt geplante oder bereits 

vorhandene Gebäude den bau-, feuer- und gesundheitspolizeilichen 

Vorschriften entspricht; 

4. aus den Antragsunterlagen hervorgeht, daß die nach dem An­

staltszweck, dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot sowie 

allfälligen Schwerpunkten erforderliche apparative und personelle 

Ausstattung dauerhaft sichergestellt sein wird und 

5. gegen den Bewerber keine Bedenken bestehen. 

(4) Im Verfahren zur Erteilung der Errichtungsbewilligung ist 

ein Gutachten des Landeshauptmannes einzuholen, das zum Antrag vom 

Standpunkt der sanitären Aufsicht Stellung nimmt. Außerdem ist im 

Verfahren zur Erteilung der Errichtungsbewilligung bei Prüfung des 

Bedarfes die gesetzliche Interessenvertretung der privaten Kran­

kenanstalten, bei Bewilligung der Errichtung eines selbständigen 

Ambulatoriums (§ 2 Ahs. I Z 7), sofern nicht § 3b Abs. I 

anzuwenden ist, auch die zuständige Ärztekammer und bei 

Bewilligung der Errichtung eines selbständigen Zahnambulatoriums 

auch die Österreichische Dentistenkammer zu hören." 

7. Nach § 3 werden folgende §§ 3a bis 3c eingefügt: 

"§ 3a. Die Bewilligung zum Betrieb einer Krankenanstalt darf nur 

erteilt werden, wenn insbesondere 

1. die Bewilligung zur Errichtung erteilt worden ist; 

2. die für den unmittelbaren Betrieb der Krankenanstalt erfor­

derlichen medizinischen Apparate und technischen Einrichtungen 

vorhanden sind und die Betriebsanlage sowie alle medizinischen 

.Apparate und technischen Einrichtungen den bau-, feuer- und ge­

sundheitspolizeilichen Vorschriften entsprechen; 

3. gegen die für den inneren Betrieb der Krankenanstalt vorge­

sehene Anstaltsordnung (§ 6) keine Bedenken bestehen; 
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4. geeignete Personen als verantwortlicher Arzt und dessen 

Stellvertreter (§ 7 Abs. 1 und 2) und fachlich geeignete Personen 

als verantwortliche Ärzte für die Leitung der einzelnen 

Abteilungen und deren Stellvertreter namhaft gemacht worden sind 
und 

5. für den Betrieb der Krankenanstalt im Hinblick auf deren 

Anstaltszweck isowie das geplante Leistungsangebot sowie allfällige 

Schwerpunkte ~n ausreichender Zahl entsprechendes nichtärztliches 

Personal, das idie jeweils erforderliche Qualifikation nach dem 

Bundesgesetz betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdien­

stes, der medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfs­
dienste, BGBI. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch das Bundesge­

setz BGB1. Nr. 449/1990, aufweist, in Aussicht genommen ist. 

§ 3b. (1) Ist der Träger der Krankenanstalt ein Krankenver­

sicherungsträger, so bedarf er lediglich bei Ambulatorien einer 

Bewilligung zur Errichtung. Diese ist zu erteilen, wenn das Ein­

vernehmen zwischen den Krankenversicherungsträgern und der zustän­

digen öffentlich-rechtlichen Interessenvertretung der Ärzte bzw. 

Dentisten oder zwischen dem Hauptverband der österreichischen So­

zialversicherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer bzw. 

der Österreichischen Dentistenkammer vorliegt (§ 339 ASVG). Liegt 

kein Einvernehmen vor, ist die Bewilligung zur Errichtung zu er­

teilen, wenn der Bedarf durch die Landesregierung festgestellt 

ist. Die beabsichtigte Errichtung einer allgemeinen Krankenanstalt 

durch einen Sozialversicherungsträger ist der Landesregierung an­

zuzeigen. 

(2) Die Bewilligung zum Betrieb der Krankenanstalt eines Sozi­

alversicherungsträgers ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen 

des § 3a Z 2 bis 5 erfüllt sind. 
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(3) Im behördlichen Verfahren zur Genehmigung der Errichtung 

oder Inbetriebnahme von Ambulatorien eines Krankenversicherungs­

trägers haben die zuständige Ärztekammer und bei Zahnambulatorien 

auch die Österreichische Dentistenkammer Partei stellung im Sinne 

des § 8 AVG 1950 und das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 
2 B-VG r wenn 

1. über das Vorhaben des Krankenversicherungs~rägers kein Ein­

vernehmen im Sinne des § 339 ASVG zustande gekommen ist, 

2. der Antrag des Krankenversicherungsträgers nicht mit einern 

nach § 339 ASVG erzielten Einvernehmen übereinstimmt oder 

3. die Entscheidung der Behörde über den Inhalt des nach § 339 

ASVG erzielten Einvernehmens hinausgeht. 

(4) Im übrigen haben die berührten gesetzlichen beruflichen 

~nteressenvertretungen die Stellung von Beteiligten. 

§ 3c. Durch die Landesgesetzgebung sind nähere Vorschriften über 

die Erteilung von Bewilligungen zur Errichtung und Inbetriebnahme 

von Krankenanstalten, über die Zurücknahme solcher Bewilligungen, 

wenn eine Voraussetzung für ihre Erteilung nachträglich weggefal­

~en ist oder hervorkommt, daß sie schon zum Zeitpunkt der Ertei­

~ung der Bewilligung nicht erfüllt war, sowie über die Sperre von 

Krankenanstalten, die entgegen krankenanstaltenrechtlichen Bestim­

mungen betrieben werden, zu erlassen." 

8. § 4 l.autet: 

"§ 4. (1) Jede geplante Veränderung der Krankenanstalt, die die 

räumliche oder apparative Ausstattung oder das Leistungsangebot 

samt allfälligen Schwerpunkten betrifft, ist der Landesregierung 

anzuzeigen. 
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(2) Wesentliche Veränderungen bedürfen einer Betriebsbewilli­

gung der Landesregierung. Bei wesentlichen baulichen oder appara­

tiven Änderungen, insbesondere im Zusammenhang mit 

medizinisch-technischen Großgeräten, ist überdies zuvor in 

sinngemäßer Anwendung des § 3 Ahs. 2 bis 4 eine Bewilligung zur 

Vornahme dieser Änderung zu erteilen. 

(3) Für die Erwerbung oder die Erweiterung von Ambulatorien 

eines Krankenversicherungsträgers ist § 3b sinngemäß anzuwenden." 

9. In § 5 wird das Zitat "(§ 3 Ahs. 2 1it. d)" durch das Zitat 
"(§ 3 Ahs. 3 Z 5)" ersetzt. 

10. Im § 6 werden die Ahs. 3 und 4 als Ahs. 4 und 5 bezeichnet, 

die Ahs. 1 bis 3 lauten: 

"§ 6. (1) Der innere Betrieb einer Krankenanstalt wird einschließ­

lich des von den Pf1eg1ingen und Besuchern zu beachtenden Verhal­

tens (Hausordnung) durch die Anstaltsordnung geregelt. Durch die 

Anstaltsordnung ist auch vorzusehen, daß die einzelnen Abteilungen 

und Pf1egegru~pen hinsichtlich ihrer Bettenanzahl unter Berück­

sichtigung des Faches und des Fortschrittes der Medizin eine über­

schaubare Grö~e aufweisen. 

(2) Die Landesgesetzgebung hat nähere Vorschriften über den 

Inhalt der Anstaltsordnung zu erlassen, die insbesondere zu ent­

halten hat: 

1. die Aufgaben und Einrichtungen der Krankenanstalt, bei all­

gemeinen Krankenanstalten und Sonderkrankenanstalten auch eine 

allfällige Gliederung in Abteilungen für Akutkranke und, neben 

diesen Abtei1~gen, auch in zusätzliche Abteilungen für Langzeit­

behandlung , o<lier in Pflegegruppen für die Behandlung Akutkranker 

und für Langzeitbehandlung innerhalb von Abteilungen; 
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2. die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer BetriebSform, ins­

besondere, ob anstatt oder neben der herkömmlichen Art der Be­

triebs form anstaltsbedürftige Personen nur über Tag oder nur über 

Nacht aufgenommen werden; 

3. die Dienstobliegenheiten der in der Krankenanstalt beschäf­

tigten Personen. 

(3) Durch die Landesgesetzgebung ist weiters anzuordnen, daß 
die Anstaltsordnung 

1. unter Bedachtnahme auf die Organisation und die Dienst­

obliegenheiten der in der Krankenanstalt beschäftigten Personen im 

erforderlichen Ausmaß Dienstbesprechungen zwischen dem ärztlichen 

und dem nichtärztlichen Personal vorsieht; 

2. auf Wunsch der Pfleglinge eine psychologische oder seelsor­

gerische Betreuung sowie auf Wunsch der in der Krankenanstalt be­

schäftigten Personen eine vom Träger der Krankenanstalt unabhängi­

ge Supervision ermöglicht; 

3. für die in der Krankenanstalt beschäftigten Personen in 

ausreichendem Maß geeignete Personalräumlichkeiten sicherstellt; 

4. Maßnahmen der Qualitätssicherung ermöglicht." 

11. Im § 7 Abs. 1 ist folgender zweiter Satz einzufügen: 

"In Krankenanstalten, deren Größe dies auch im Hinblick auf den 

Anstaltszweck, das Leistungsangebot und allfällige Schwerpunkte 

erfordert, ist die Leitung des ärztlichen Dienstes hauptberuflich 

~uszuüben." 
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12. § 7 Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen: 

"Für den Fall der Verhinderung dieser Ärzte ist die Stellvertre­

tung durch einen in gleicher Weise fachlich qualifizierten Arzt 
vorzusehen." 

13. § 8 Abs. + wird folgender Satz angefügt: 

"Darüberhinau$ hat die Organisation des ärztlichen Dienstes si­

cherzustellen, daß auch neben der unmittelbaren Erbringung ärztli­
cher Leistungen für medizinische Anliegen der Pfleg1inge ein Arzt 

zur Verfügung steht und daß die in der Krankenanstalt tätigen Ärz­

te ihrer Fortbildungspflicht regelmäßig nachkommen können." 

14. Der bisherige Wortlaut des § 8a wird als Abs. 1 bezeichnet; 

folgender Abs. 2 wird angefügt: 

"(2) Zur Unterstützung des Krankenhaushygienikers ist eine 

qualifizierte diplomierte Krankenpflegeperson als Hygienefachkraft 
beizuziehen." 

15. Nach § 8c wird ein § 8d eingefügt; die §§ 8c und 8d lauten: 

"§ 8c. (1) In Krankenanstalten, an denen 

1. klinische Prüfungen von Arzneimitteln (§§ 28 bis 48 des 

Arzneimittelgesetzes, BGBI. Nr. 185/1983, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 748/1988) 

oder 

2. klinische Prüfungen von medizinischen Geräten oder Be­

darfsartikeln 
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durchgeführt werden, sind Kommissionen einzurichten, die die 

Durchführung dieser klinischen Prüfungen in der Krankenanstalt 

beurteilen. Durch die Organisation der Krankenanstalt ist 

sicherzustellen, daß klinische Prüfungen erst nach Befassung 

der Kommission aufgenommen und durchgeführt werden. 

(2) Durch die Landesgesetzgebung sind nähere Vorschriften 

darüber zu erlassen, wie die Kommissionen zusammengesetzt sein 

müssen, welche Beurteilung durch sie vorzunehmen und welche 

Unterlagen ihr dafür vorzulegen sind. 

(3) Die Kommission hat jedenfalls zu beurteilen, ob die 

klinische Prüfung fachlich-medizinisch und ethisch 

gerechtfertigt ist sowie die dafür geltenden gesetzlichen Be­

stimmungen erfüllt. 

(4) Die Kommission hat zumindest zu bestehen aus 

1. einem Vertreter des ärztlichen Dienstes, der weder ärzt­

licher Leiter der Krankenanstalt (§ 7 Abs. 1) noch 

Leiter der klinischen Prüfung (bei der klinischen 

Prüfung von Arzneimitteln Prüfungsleiter gemäß § 32 Abs. 

1 des Arzneimittelgesetzes) ist, 

2. einem Vertreter des Pflegedienstes, 

3. einem Vertreter des Trägers der Krankenanstalt, 

4. einer mit der Wahrnehmung der psychologischen oder seel­

sorgerischen Angelegenheiten in Krankenanstalten 

betrauten Person und 

5. im Falle einer klinischen Prüfung von 

medizinisch-technischen Geräten der Technische 

Sicherheitsbeauftragte. 

(5) Ober jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen. Die 

Protokolle sind dem ärztlichen Leiter der Krankenanstalt und 

dem Leiter der klinischen Prüfung zur Kenntnis 
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zu bringen und gemeinsam mit allen für die Beurteilung 

wesentlichen Unterlsgen gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 aufzubewahren. 

§ 8d. (1) Die Träger von Krankenanstalten haben organisatorisch 

vorzusorgen, daß die erbrachten Leistungen unter Einhaltung der 

nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaften maßgeblichen 

Kriterien regelmäßig einer Oualitätskontrolle unterzogen werden 
können. 

(2) Werden in einer Krankenanstalt Maßnahmen der Oualitätskon­

trolle gesetzt, so ist dafür eine Kommission zu bilden, die unter 

der Leitung eines von der leistungserbringenden Organisationsein­

heit unabhängigen Arztes steht. Der Kommission haben daneben ein 

weiterer Vertreter des ärztlichen Dienstes sowie des Pflegedien­

stes der Krankenanstalt anzugehören. Überdies ist jeweils der mit 

der Führung der Abteilung bzw. sonstigen Organisationseinheit be­

traute Arzt sowie gegebenenfalls die verantwortliche Person der in 

Betracht kommenden Gruppe des nichtärztlichen Personals beizuzie­

hen. 

(3) Durch die Landesgesetzgebung ist weiters vorzusehen, daß 

die Ergebniss~ der Oualitätskontrolle landesweit unter Einbezie­

hung der jewetligen Ärztekammer sowie des Landessanitätsrates aus-
I 

gewertet werd'fm." 

16. § 10 Abs. 1 Z 2 lautet: 

"2. Krankengeschichten anzulegen, in denen 

a) die Vorgeschichte der Erkrankung (Anamnese), der Zustand 

des Pfleglings zur Zeit der Aufnahme (status praesens), der Krank­

heitsverlauf (decursus morbi) sowie die erbrachten ärztlichen Lei­

stungen einschließlich Medikation und 
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b) sonstige wesentliche Leistungen, insbesondere der 

pflegerischen und allfälligen psychotherapeutischen bzw. 

psychologischen Betreuung, darzustellen sind;" 

17. § 10 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. den Gerichten und Verwaltungs behörden in Angelegenheiten, in 

denen die Feststellung des Gesundheitszustandes für eine 

Entscheidung oder Verfügung im öffentlichen Interesse von Bedeu­

tung ist, ferner den Sozialversicherungsträgern, soweit dies zur 

Wahrnehmung der dem Sozialversicherungsträger obliegenden Aufgaben 

erforderlich ist, sowie anderen Krankenanstalten und Pflegeheimen 

und einweisenden oder weiterbehandelnden Ärzten kostenlos 

Abschriften von Krankengeschichten und ärztlichen Äußerungen über 

den Gesundheitszustand von Pfleglingen zu übermitteln;" 

18. § 10 Abs. 3 lautet: 

.1(3) Die Führung der Krankengeschichte obliegt hinsichtlich 

der Aufzeichnungen 

1. gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a dem für die ärztliche Behandlung 

verantwortlichen Arzt und 

2. gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b der jeweils für die erbrachten son­

stigen Leistungen verantwortlichen Person." 

19. Nach § 10 Abs. 3 wird folgender Ahs. 4 angefügt: 

"(4) Die Landesgesetzgebung kann die Träger von 
Krankenanstalten ermächtigen, die Speicherung, Verarbeitung und 

Aufbewahrung von Krankengeschichten anderen Trägern zu übertragen, 

wenn für diese und die bei ihnen beschäftigten Personen ebenso 

eine umfassende gesetzliche Verschwiegenheit besteht oder durch 
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die Landesgesetzgebung auferlegt wird. Die Ermächtigung kann auch 

die Speicherung, Verarbeitung und Aufbewahrung mittels 

automationsunterstützter Datenverarbeitung beinhalten. Weitergaben 

von personenbezogenen Daten durch Träger, denen die Speicherung, 

Verarbeitung und Aufbewahrung übertragen wurde, sind nur an Ärzte, 

Krankenanstalten und Pflegeheime zulässig, in deren Behandlung 

oder Betreuung der Betroffene steht." 

20. § 11a Abs. 2 lautet: 

"(2) In Krankenanstalten, deren Größe dies erfordert, ist die 

verantwortliche Leitung des Pflegedienstes hauptberuflich 
auszuüben." 

21. Nach § 11a Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Die Landesgesetzgebung hat die Träger von 

Krankenanstalten zu verpflichten, auf der Grundlage 

wissenschaftlich anerkannter Methoden regelmäßig den 

Personalbedarf bezogen auf Abteilungen und sonstige 

Organisationseinheiten zu erheben und die Ergebnisse der hierüber 

zu führenden Dokumentation der Personalplanung zugrunde zu legen. 

Der Landesregierung ist hierüber jährlich durch die Träger der 

Krankenanstalten zu berichten." 

22. Nach § ll~ werden folgende §§ llb und llc samt Überschriften 

eingefügt: 

"Psychologischer und Psychotherapeutischer Dienst 

§ 11b. (1) Für jede Krankenanstalt mit betten führenden Abteilungen 

ist eine Person, die nach dem Psychologengesetz, BGBl. 

Nr. 360/1990, zur Führung der Berufsbezeichung 

Gesundheitspsychologe oder klinischer Psychologe berechtigt ist, 

für die psychologische Betreuung und die Supervision (§ 6 Abs. 3 

Z 2) zu bestellen. Für den Fall der Verhinderung ist ein in 

gleicher Weise qualifizierter Stellvertreter vorzusehen. 
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(2) Weiters ist vorzusehen, daß erforderlichenfalls eine 

qualifizierte Person, die nach dem Psychotherapiegesetz, BGB1. Nr. 

361/1990, zur Führung der Berufsbezeichnung Psychotherapeut 

berechtigt ist, für eine psychotherapeutische Behandlung zur 

Verfügung steht. 

(3) Sofern dies die Größe der Krankenanstalt unter 

Bedachtnahme auf den Anstaltszweck, das Leistungsangebot und 
allfällige Schwerpunkte erfordert, sind unter der Leitung der im 

Abs. 1 und 2 genannten Personen weitere Gesundheitspsychologen 

oder klinische Psychologen und Psychotherapeuten vorzusehen. 

Fortbildung des nichtärztlichen Personals 

§ 11c. Die Träger von Krankenanstalten haben sicherzustellen, daß 

eine regelmäßige Fortbildung des Krankenpflegepersonals sowie des 

übrigen in Betracht kommenden nichtärztlichen Personals gewährlei­

stet ist." 

23. Im § 12 Abs. 1 wird das Zitat "(§ 3 Abs. 4)" durch das Zitat 

"(§ 3a)" ersetzt. 

24. Die Überschrift zu § 13 entfällt. 

25. § 13 Abs. 1 lautet: 

"§ 13. (1) Es ist verboten, unsachliche oder unwahre 

~nformationen im Zusammenhang mit dem Betrieb einer Krankenanstalt 

zu geben." 

26. Im § 16 Abs. 1 lit. e werden das Zitat "(§ 6 Abs. 1 lit. a)" 

durch das Zitat "(§ 6 Abs. 2 Z 1)" und das Zitat "(§ 6 Abs. 1 lit. 

b)" durch das Zitat "(§ 6 Abs. 2 Z 2)" ersetzt. 

27. Im § 38a Abs. 2 wird das Zitat "(§ 4 Abs. 1 ) durch das Zitat 

"(§ 4 Abs. 2)" ersetzt. 
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28. Im § 38d wird das Zitat"§ 10 Abs. 1" durch das Zitat "§ 10" 
ersetzt. 

Artikel 11 

(unmittelbar anwendbares Bundesrecht) 

29. § 60 lautet: 

"§ 60. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben unter Beiziehung 

der ihnen als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder zur Verfügung 

stehenden AmtSärzte in den Krankenanstalten ihres örtlichen Wir­

kungsbereiches die Einhaltung der sanitären Vorschriften, die auf­

grund des Ersten Teiles dieses Bundesgesetzes erlassen werden, zu 
überwachen. 

(2) Organen der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 

ist jederzeit auch unangemeldet zu allen Räumlichkeiten, Anlagen 

und Einrichtu~gen der Krankenanstalten Zutritt zu gewähren. Auf 

ihr Verlangen list diesen Organen in alle Unterlagen Einsicht zu 

gewähren, die Iden Betrieb der Anstalt betreffen. Die Einsicht 

nehmenden org~ne sind auch berechtigt, von den eingesehenen Unter­

lagen kostenlOs Abschriften und Kopien herzustellen. 

(3) Er1an~t eine Bezirksverwaltungsbehörde davon Kenntnis, daß 

in einer Kr~enansta1t ihres örtlichen Wirkungsbereiches sanitäre 

Vorschriften im Sinne des Abs. 1 verletzt werden bzw. verletzt 

wurden, so hat sie hievon unverzüglich den Landeshauptmann zu be­

nachrichtigen. Ist nach den der Bezirksverwaltungsbehörde bekannt­

gewordenen Um$tänden damit zu rechnen, daß eine Gefährdung des 

Lebens oder der Gesundheit von Pf1eg1ingen einer Krankenanstalt 

gegeben ist, so hat sie unverzüglich eine Einschau in der Kranken­

anstalt gemäß Abs. 2 vorzunehmen und dem Landeshauptmann hievon zu 

berichten." 
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Artikel 111 

(1) Die Länder haben die Ausführungsgesetze zu Art. I innerhalb 

eines Jahres zu erlassen. 

(2) Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 

B-VG ist hinsichtlich Art. I der Bundeskanzler betraut. 

(3) Die Vollziehung des Art. 11 obliegt dem Bundeskanzler. 
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BUNDESKANZLERAMT 

Sektion VI 

- 1 -

E r 1 ä u t e run gen 

Allgemeiner Teil 

Aus Anlaß der Verhandlung des Berichtes des Bundesministers für 
~nneres im Zusammenhang mit den Vorgängen im Kra~enhaus Lainz hat 

der Nationalrat am 26. April 1989 durch die Entschließung 

E 113 - NR/XVII.GP. die Bundesregierung aufgefordert, einen 

Bericht über Reformvorschläge und Reformansätze vorzulegen. 

Grundlage dieses Berichtes sollte der Bericht einer einzusetzenden 
Expertengruppe sein. 

Auf der Grundlage des Berichtes dieser Expertengruppe erstattete 

die Bundesregierung in der Folge den erbetenen Bericht 

(111-135 BlgNR XVII.GP.), in dem ausgehend von den durch die 

Experten geäußerten Vorschlägen auch die Ausarbeitung einer 

Novelle zum Krankenanstaltengesetz in Aussicht gestellt wurde. 

Im einzelnen sind folgende Reformvorschläge, die zugleich auch 

einen wesentlichen Inhalt des vorliegenden Entwurfes darstellen, 

hervorzuheben: 

Die Arbeitsbedingungen des in Krankenanstalten tätigen Personals 

sind von unmittelbarer Auswirkung für die Qualität der erbrachten 

Leistungen. Gerade zu diesen Arbeitsbedingungen wurde jedoch eine 

große Notwendigkeit zu Verbesserungen festgestellt, was auch im 

Rahmen des Krankenanstalten-Grundsatzrechts erfolgen kann. So 

schlägt der Entwurf die Einführung von Supervision und - als 

zwingenden Inhalt jeder Anstaltsordnung - regelmäßige 

Dienstbesprechungen zwischen ärztlichem und nichtärztlichem 

Personal sowie Personalräumlichkeiten in ausreichendem Maß vor. 
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Weiters knüpft der Entwurf an die von den Experten erstatteten 

Vorschläge nach Einführung von Qualitätskontrolle und 

psychologischer sowie psychotherapeutischer Betreuung der 

Patienten an. In gleicher Weise wird eine hauptberufliche Leitung 

des ärztlichen Dienstes sowie des Pflegedienstes bei entsprechend 

großen Kranke~anstalten vorgeschlagen. 

Die Verbesserung der Personalsituation setzt auch voraus, daß 

zunächst bereits ein Überblick über den status quo sowie die 

jeweilige Entwicklung in diesem Bereich gegeben ist. Es ist daher 

angebracht, die Träger von Krankenanstalten zu einer regelmäßigen 

Dokumentation des Personalbedarfes und der sich hieraus ergebenden 

Personalplanung zu verpflichten, worüber auch jährlich ein Bericht 

an die Landesregierung zu erstatten ist. 

Die erwähnte Expertenko~ission hat auch Kritik im Zusammenhang 

mit der Fortbildung der in den Krankenanstalten Beschäftigten 

geübt. Der vorliegende Entwurf sieht daher auch Änderungen dahin 

vor, eine regelmäßige Fortbildung sowohl für ärztliches wie auch 

für nichtärztliches Spitalspersonal sicherzustellen. 

Schließlich greift der vorliegende Entwurf auch die Vorschläge der 

Experten auf, im Bereich der Dokumentation der in den 

Krankenanstalten erbrachten Leistungen für Verbesserungen zu 

sorgen und die Bestimmungen über die sanitäre Aufsicht über 

Krankenanstalten strenger zu fassen. 

Über diese au~ Anlaß des "Lainz-Berichtes" der Bundesregierung zu 

treffenden Änderungen hinaus enthält die vorliegende Novelle 

weitere Vorschläge, die wie folgt zusammengefaßt werden können: 
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In den vergangenen Jahren hat sich v.a. im Zusammenhang mit 

Anträgen auf Bewilligung der Errichtung und des Betriebes privater 

Krankenanstalten wiederholt gezeigt, daß die vorhandenen 

Bestimmungen der jeweils zuständigen Landesregierung nur 

beschränkte Möglichkeiten bieten, vorgelegte Projekte tatsächlich 

einer strengen Prüfung zu unterziehen. Die bestehenden 

Landesgesetze weisen in dieser Hinsicht beträchtliche Unterschiede 

auf, wobei etwa durch die Novelle zum Tiroler-KAG LGBl. 

Nr. 31/1988 durchaus strenge Vorschriften verfahrensrechtlicher 

Natur sowie über die Antragserfordernisse und 

Bewilligungsvoraussetzungen geschaffen wurden. 

Die nunmehr vorgeschlagene Neugestaltung der Grundsatzbestimmungen 

soll bundesweit für eine Verbesserung sorgen. 

Weiters wird durch den vorliegenden Entwurf die Anpassung des KAG 

an den bereits ausgearbeiteten und vor kurzem dem allgemeinen 

Begutachtungsverfahren zugeleiteten Entwurf eines 

Pflegeheimgesetzes vorgesehen. 

Darüberhinaus schlägt der Entwurf eine wesentliche Erweiterung der 

Aufgaben der Kommission gemäß § 8c KAG vor, die in Hinkunft auch 

eine Beurteilung für klinische Prüfungen von medizinischen Geräten 

oder Bedarfsartikeln vornehmen soll. 

Schließlich soll das bisher für Krankenanstalten normierte 

Werbeverbot durch eine Regelung ersetzt werden, die dem im Entwurf 

,des Pflegeheimgesetzes enthaltenen Vorschlag und damit der durch 

das P~ychotherapiegesetz getroffenen Regelung entspricht. 

Im einzelnen ist auf den Besonderen Teil der Erläuterungen zu 

verweisen. 
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Kompetenzmäßig finnet der vorliegende Entwurf hinsichtlich des 
Art. I seine Grundlage im Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG ("Heil- und 

Pflegeanstalten"), Art. 11 stützt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 12 

B-VG ("sanitäre Aufsicht über Heil- und Pflegeanstalten"). 

Zur Kostenfra~e ist festzuhalten, daß der Gesetzesentwurf zwar auf 

Bundesseite zu keiner Kostenbelastung führen wird, daß sich aber 

Kosten für jene Träger von Krankenanstalten ergeben werden, die 

erst durch eine Verbesserung ihrer Organisation, insbesondere im 

Rahmen der personellen Ausstattung, den neuen Anforderungen 

gerecht werden können. Diesen Kosten, die im einzelnen nicht 

quantifiziert werden können, steht freilich das Patientenwohl 

gegenüber. 

Der Entwurf befindet sich schließlich im Einklang mit der 

Rechtsordnung der EG: 

Die Erweiterung der Aufgaben der Kommission gemäß § 8c KAG 

entspricht der Richtlinie des Rates der EG vom 20. Juni 1990 zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über 
aktive implantierbare medizinische Geräte, im übrigen bestehen 

keine EG-Norm~n. 
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Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 bis 3: 

Durch diese Ziffern erfolgt eine Anpassung an den im Entwurf eines 

Pflegeheimgesetzes vorgesehenen Begriff des Pflegeheimes, von dem 

die Krankenanstalten abzugrenzen sind. 

Zu Art. I Z 4 und 5: 

Die geltende Rechtslage unterscheidet in nicht nachvollziehbarer 

Weise zwischen fachärztlicher "Betreuung" (§ 2a Abs. 1 lit. a) und 

fachärztlicher "Behandlung" (§ 2a Abs. 1 lit. b) durch Fachärzte 

als Konsiliarärzte, wobei diese im § 2a Abs. 1 lit. b KAG auch als 

"ständige" Konsiliarärzte bezeichnet werden. Sowohl in den 

Krankenanstalten nach §"2a Abs. 1 lit. a als auch in jenen nach 

§ 2a Abs. 1 lit. b hat diese Versorgung durch Konsiliarärzte 

jeweils "gesichert" zu sein. 

Die vorgeschlagene Neufassung dieser Gesetzesstellen sieht eine 

Vereinheitlichung des Gesetzestextes im Sinne einer gebotenen 

Rechtsklarheit vor. 

Darüberhinaus ist im Interesse des Patientenwohls für den Fall der 

Verhinderung des Konsiliararztes eine gleichqualifizierte 

Vertretung vorzusehen. So kam es beispielsweise nach der geltenden 

Rechtslage zu Bescheiden, nach denen die Bestellung eines 

Facharztes als Konsiliararzt genehmigt wurde, womit jedoch die 

Auflage verbunden war, Abwesenheiten rechtzeitig bekanntzugeben. 

Da diese Auflage jedenfalls im Hinblick auf unvorhersehbare 

Abwesenheiten wie z.B. plötzlich auftretende Krankheit unerfüllbar 
ist, ist es zum Schutz des Wohles der Patienten unerläßlich, auch 

für eine Vertretung von Konsiliarärzten zu sorgen. 
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Zu Art. I Z 6 und 7: 

Wie bereits im Allgemeinen Teil der Erläuterungen erwähnt, 

verfolgt die vorliegende Novelle u.a. das Ziel, schon auf der 

Ebene des Grundsatzrechts Regelungen zu setzen, die es nach 

entsprechenden Ausführung im Landesrecht der jeweils zuständigen 

Landesregierung ermöglichen, Anträge auf die Errichtung und den 

Betrieb einer Krankenanstalt einer strengen. Prüfung zu 
unterziehen. 

Im Rahmen einer systematischen Neugliederung werden dabei 
Vorschriften des geltenden Rechts übernommen (vgl. etwa § 3b) und 

durch weitere Bestimmungen, die schon im Zuge der 

Bewilligungsverfahren eine optimale Sicherung der 

Patienteninteressen bewirken sollen, ergänzt. 

Um es der entscheidenden Landesregierung zu ermöglichen, unter 

diesem Gesichtspunkt des Patientenwohls die vorgelegten 

Unterlagen zu prüfen, sind zunächst bereits konkrete Angaben 
darüber erforderlich, welche Leistungen in Aussicht genommen sind 

und ob dabei ~twa auf einem bestimmten Sonder fach besondere 

Schwerpunkte ~esetzt werden sollen. Erst konkrete Aussagen in 

diese Richtung werden die Landesregierung in die Lage versetzen, 

auch eine ko~rete Beurteilung über die erforderliche personelle 

und apparative Ausstattung vorzunehmen (vgl. § 3 Abs. 2 und Abs. 3 

Z 4). 

Der personellen Ausstattung kommt auch bei der Entscheidung über 

Anträge auf Erteilung einer Betriebsbewilligung größte Bedeutung 

zu, was nicht nur für das ärztliche Personal (vgl. § 3a Z 4), 

sondern auch für das nichtärztliche Personal gilt (vgl. § 3a Z 5). 

Auch hiebei wird von entscheidender Bedeutung sein, welche 

Leistungen in der nun zum Betrieb fertiggestellten Krankenanstalt 

in Aussicht genommen sind. 
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§ 3b enthält in Übernahme des geltenden Rechts die 

Sondervorschriften im Zusammenhang mit Krankenanstalten von 

Krankenversicherungsträgern. 

§ 3c knüpft an den geltenden § 3 Abs. 7 KAG an und sieht vor, daß 

die Landesgesetzgebung auch Regelungen über die Zurücknahme 

erteilter Bewilligungen zu treffen hat. 

Abschließend ist anzumerken, daß es Aufgabe der Landesgesetzgebung 

sein wird, in einer dem Art. 18 B-VG entsprechenden detaillierten 

Weise die Ausführungsbestimmungen zu erlassen. 

Zu Art. I Z 8: 

Im Sinne der zuvor getrOffenen Ausführungen zu den Z 6 und 7 des 

Art. I ist auch § 4 KAG zu spezifizieren. Oie Erweiterung, daß 

auch Änderungen im Zusammenhang mit dem Leistungsangebot und 

allfälligen Schwerpunkten der Krankenanstalt der Landesregierung 

anzuzeigen sind, dient auch dem Ziel einer landesweiten 

ausgewogenen Planung der Versorgung mit Krankenanstalten. 

Während schon bisher "wesentliche Veränderungen" nach dem 

Grundsatzgesetz einer Bewilligung durch die Landesregierung 

bedurften (eine inhaltliche konkrete Ausführung dieser mit 

"wesentlich" umschriebenen Veränderungen wäre im 

Landesausführungsrecht zu treffen), soll nunmehr schon nach den 

Grundsätzen durch demonstrative Anführung feststehen, daß 

Änderungen im Zusammenhang mit medizinisch-technischen GrOßgeräten 

jedenfalls eine solche "wesentliche Veränderung" sind. 

Zu Art. I Z 9: 

Im § 5 ist nach der Änderung des § 3 eine Anpassung des Zitates 

erforderlich. 
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Zu Art. I Z 10: 

Im Rahmen der Vorschriften über die Anstaltsordnung können 

maßgebliche Forderungen der im Zusammenhang mit den Vorfällen im 

Krankenhaus Lainz eingesetzten Expertenkommission Berücksichtigung 
finden. 

Während der Abs. 1 der Praxis entsprechend bloß die im Rahmen der 

Anstaltsordnung zu erlassende Hausordnung erwähnt und im übrigen 

eine Zusammenfassung der bisherigen Einleitungsworte des Abs. 1 

mit Abs. 2 darstellt und Abs. 2 die weiteren Regelungen des § 6 

Abs. 1 KAG übernimmt, enthält der neue Abs. 3 die Umsetzung der 

von Expertenseite geforderten Reformvorschläge. 

So soll durch die Anstaltsordnung sichergestellt werden, daß 
regelmäßig Dienstbesprechungen zwischen dem ärztlichen und dem 

nichtärztlichen Personal stattfinden. Weiters ist für 

entsprechende Wünsche der Pfleglinge eine psychologische oder 

seelsorgerische Betreuung zu gewährleisten und vorzusehen, daß auf 

Wunsch des Personals eine Supervision möglich ist. 

Während nach ~em Wortlaut des vorgeschlagenen Textes eine 
, 

psychologischf oder seelsorgerische Betreuung schon auf Wunsch 

eines Pflegli~gs stattfinden soll, bleibt es der 

Landesausfüh~ngsgesetzgebUng überlassen, eine Untergrenze 

festzusetzen, 'welche Zahl der in der Krankenanstalt beschäftigten 

Personen den Wunsch nach Supervision zu äUßern hat, damit diese 

auch tatsächlich geboten werden muß. 

Wesentlich ist auch der Umstand, daß die die Supervision 

durchführende I Stelle vom Träger der Krankenanstalt unabhängig ist, 

wobei es sach~ der Ausführungsgesetzgebung sowie der 

anstaltsinterhenen Organisation ist, diese Unabhängigkeit 

tatsächlich herzustellen. 
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Schließlich sind durch die Anstaltsordnung den in der 

Krankenanstalt beschäftigten Personen geeignete 

Personalräumlichkeiten in ausreichendem Maß zur Verfügung zu 

stellen und Maßnahmen der Qualitätssicherung (siehe dazu im 

übrigen Art. I Z 15) zu ermöglichen. 

Zu Art. I Z 11: 

Diese Änderung greift den Expertenvorschlag auf, in 

Krankenanstalten entsprechender Größe eine hauptberufliche Leitung 

des ärztlichen Dienstes vorzusehen. 

Auf den Ausführungsraum, der durch die Landesgesetzgebung für 

detaillierte Bestimmungen zu nutzen ist, ist auch an dieser Stelle 

zu verweisen. 

Zu Art. I Z 12: 

Der schon bisher selbstverständliche Grundsatz, daß leitende Ärzte 

diverser Organisationseinheiten von Krankenanstalten für den Fall 

ihrer Verhinderung durch einen gleichqualifizierten Arzt vertreten 

werden, soll ausdrücklich verankert werden. 

Zu Art. I Z 13: 

Weiters entspricht es einem im Zusammenhang mit den Diskussionen 

zu den Vorfällen im Krankenhaus Lainz erstatteten Reformvorschlag, 

den Patientenanliegen auch dadurch Rechnung zu tragen, 

daß ihnen auch für die Erteilung von Auskünften, für erläuternde 
Gespräche zum Behandlungsverlauf und Gesundheitszustand, etc. 

jeweils ein Arzt zur Verfügung steht. Häufig werden Beschwerden 

geäUßert, daß diesen Anliegen nicht ausreichend entsprochen wird. 
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Diesem Reformgedanken soll der dem § 8 Abs.l RAG anzufügende Satz 

Rechnung tragen, der vorsieht, daß auch hiefür durch entsprechende 

organisatorische Maßnahmen stets ein Arzt zur Verfügung stehen 

mUß. Turnusärzte werden hiefür ihrem jeweiligen Stand der 

Ausbildung entsprechend herangezogen werden können. 

Darüberhinaus bietet sich § 8 Abs. 1 systematisch auch dafür an, 

die Forderung zu erfüllen, vorzusehen, daß Spitalsärzte ihrer 

ärztegesetzlichen Fortbildungspflicht nachkommen Können. 

Zu Art. I Z 14: 

Aus Hygienefachkreisen wurde in den vergangenen Jahren wiederholt 

Kritik dahin geübt, daß der im bisherigen § 8a RAG allein 

vorgesehene Krankenhaushygieniker nicht allen Anforderungen 

gerecht werden kann. Dies sei schon aus der Fülle der mit dieser 

Stellung verbundenen Aufgaben unmöglich. 

Es wird daher vorgeschlagen, dem Krankenhaushygieniker aus dem 

Kreis des diplomierten Krankenpflegepersonals eine 

Hygienefachkraft zur Seite zu stellen, wobei zur Vermittlung der 

hiefür erford~rlichen Kenntnisse v.a. auf die Möglichkeit der 

Einrichtung von Kursen für Spezialaufgaben gemäß § 57b Abs. 1 des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 102/1961 i.d.g.F. (Krankenpflegegesetz) 

zu verweisen ist. 

Zu Art. I Z 15: 

Zum neugefaßten § 8c: 

Die Novelle zum Krankenanstalten-Grundsatzgesetz, BGBl. 

Nr. 282/1988, hat eine Kommission zur Beurteilung von 

klinischen ArzneimittelprUfungen an Krankenanstalten 

vorgesehen. Die nunmehr im Entwurf vorliegende Neufassung des 
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§ Bc berücksichtigt die am 6. Februar 1990 vom Komitee der 

Minister angenommene Europacatsempfehlung No. R(90)3, nach der 

jede klinische Forschung Gegenstand einer ethischen Prüfung 

durch eine unabhängige, multidisziplinäre Kommission zu sein 

hat. Diese Empfehlung berücksichtigt vor allem den Umstand, daß 

die klinischen Prüfungen von medizinischen Geräten und 

Bedarfsartikeln immer breiteren Raum einnehmen. 

Aufgaben und Zusammensetzung der Kommission sind in ihren 

Grundsätzen durch § 8c Abs. 3 und 4 bestimmt. Die näheren Vor­

schriften werden der Landesgesetzgebung vorbehalten. Hiefür 

werden natürlich auch bestehende internationale Rechtsvor­

schriften bzw. Dokumente eine wesentliche Entscheidungsgrund­

lage bilden. Grundlegende ethische und medizinische Aspekte 

klinischer Prüfungen am Menschen sind in der Deklaration von 

Helsinki des 18. Weltärztekongresses 1964, zuletzt geändert vom 

41. Weltärztekongreß 1989 in Hongkong, enthalten. Diese Grund­

prinzipien haben zuletzt auch Eingang in die Richtlinie des 

Rates der EG vom 20. Juni 1990 zur Angleichung der Rechtsvor­

schriften der Mitgliedsstaaten über aktive implantierbare me­

dizinische Geräte gefunden. Sie sind auch im neuesten Entwurf 

der EG-Kommission für eine Richtlinie des Rates über medizini­

sche Geräte enthalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch die obgenannte Empfehlung 

No. R(90)3 des Komitees der Minister des Europarates vom 

6. Februar 1990 über die medizinische Forschung am Menschen von 

Relevanz. 

Die Zusammensetzung der Kommission soll nicht grundlegend 

verändert werden. Durch § 8c Abs. 1 Z 2 ist nunmehr auch die 

klinische Prüfung von medizinischen Geräten erfaßt. Im Hinblick 

auf die Prüfung von medizinisch-technischen Geräten ist in 

Entsprechung zu § Sb KAG der Kommission auch der Technische 
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Sicherheitsbeauftragte beizuziehen. Bei medizinisch-technischen 

Geräten handelt es sich zum überwiegenden Teil um elektromedi­

zinische Geräte, wie Ultraschallgeräte, Defibrillatoren, Herz­

schrittmacher, Lithotriptoren, Lasergeräte, u.ä. Medizinische 

Bedarfsartikel sind z.B. medizinische Einwegartikel, chirurg­

ische Instrumente, Nadeln, Nahtmaterialien, Katheter, etc. 

Die Beurteilungen der Kommission sind nach medizinischen und 

ethischen aber auch rechtlichen Kriterien vorzunehmen. Für die 

rechtliche Beurteilung ist nicht nur das Krankenanstaltenrecht 

maßgebend. Materiengesetze, wie das Arzneimittelgesetz und das 

Ärztegesetz sind wie das Strafgesetzbuch und das ABGB von Rele­

vanz. Die Beuiteilungen müssen sich nicht auf eine Bewertung 

vor Beginn der klinischen Prüfung beschränken. Die Kommission 

kann auch mit Aufgaben einer begleitenden Kontrolle betraut 
werden. 

Die Verwendung eines neuentwickelten medizinischen Gerätes kann 

bisweilen auch die Anwendung einer neuen medizinischen Methode 

bedeuten. In diesem Zusammenhang ist daher festzuhalten, daß 

der im § 8 Abs. 2 KAG normierte Grundsatz, wonach Pfleglinge 

von Krankenanstalten nur nach den Grundsätzen und anerkannten 

Methoden der ~edizinischen Wissenschaft behandelt werden 

dürfen, nichtiuneingeSChränkt gilt. In jenen Fällen, bei denen 
die Behandlun mit den bereits anerkannten Methoden keine oder 

geringere Erf 19saussichten erwarten läßt, demgegenüber aber 

nach dem gegebenen Kenntnisstand (etwa aus der internationalen 

Fachliteratur) höhere Erfolgsaussichten bei der Anwendung jener 

Methode beste~en, die noch nicht dem Stand der anerkannten 

Methoden der ~edizinischen Wissenschaft zugezählt werden kann, 

wird nach strengster Abwägung des Nutzens und sämtlicher zu 

erwartender Risken ein Abweichen vom § 8 Abs. 2 KAG zulässig 

sein. Mit dieser Fragestellung wird sich nunmehr auch die 

Kommission nach § 8c KAG zu befassen haben, wobei aber auch bei 

der Anwendung neuer Geräte (Methoden) keinesfalls der Boden der 

medizinischen Wissenschaft verlassen werden darf. 

Wie bisher kommt der Kommission keine Behördenqualität zu. 
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Zu § 8d: 

Seitens der zu den Vorfällen im Krankenhaus Lainz eingesetzten 

Experten wurde zwar wiederholt auch darauf verwiesen, daß 

Maßnahmen der Qualitätskontrolle nach dem heutigen Stand der 

Wissenschaft unerläßlich geboten sind, zum anderen wurde aber auch 

ausgeführt~ "daß im Hinblick auf die erforderliche Motivierung der 

betroffenen Spitalsmitarbeiter qualitätssichernde.Maßnahmen dann 

ihr Ziel verfehlen werden, wenn sie ausschließlich aufgrund 

obrigkeitlicher Anordnungen von krankenanstaltenfernen Behörden 

aufgezwungen werden." 

An diese Expertenmeinung anknüpfend wurde seitens der 

Bundesregierung in Aussicht gestellt, "qualitätssichernde 

Maßnahmen spitalsintern (etwa durch die Bildung von 

Qualitätssicherungsgruppen) zu erwirken" (vgl. den schon erwähnten 

Bericht der Bundesregierung S. 19). 

Der vorliegende Entwurf greift nun diese Überlegungen auf, indem 

den Trägern von Krankenanstalten der Auftrag erteilt wird, im 

Rahmen der Spitalsorganisation dafür zu sorgen, daß die erbrachten 

Leistungen dem jeweiligen Stand der Wissenschaft entsprechend 

regelmäßig einer Qualitätskontrolle unterzogen werden können. Aus 

der Formulierung "können" ist zu entnehmen, daß die von den 

Experten geforderte Freiwilligkeit tatSächlich gegeben ist, 

anderseits trifft die Träger von Krankenanstalten aber die 

organisatorische Pflicht, jedenfalls dafür zu sorgen, daß eine 

solche Qualitätskontrolle jederzeit möglich ist. Damit im Einklang 

steht auch die Z 4 des neu gefaßten § 6 Abs. 3, wonach die 
Anstaltsordnung Maßnahmen der Qualitätskontrolle zu ermöglichen 

hat. 

Abs. 2 des § 8d trifft sodann die grundsätzlichen Anordnungen, wie 

gegebenenfalls Qualitätskontrollmaßnahmen zu erfolgen haben. Dabei 

muß das Ziel erreicht werden, daß die Ergebnisse der 

Qualitätskontrolle die notwendige Akzep~anz finden. 
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Aus diesem Grund wird die im § 8d Abs. 2 enthaltene Kommission 

vorgeschlagen, nach deren ausgewogener Zusammensetzung diese 

Akzeptanz gegeben sein sollte. 

Maßnahmen der /Qua1itätskontro11e haben stets unter Einschluß der 

internationa1~n Standards und überregionaler 

Vergleichsmög~ichkeiten zu erfolgen. Abs. 3 sieht daher eine 

Auswertung de~ Ergebnisse der Qualitätskontrolle der einzelnen 

Krankenanstalten im gesamten Landesbereich unter Einschluß der 
Landesärztekammer (dabei ist v.a. an die jeweiligen 

Fachgesellschaften zu denken) und des Landessanitätsrates vor. 

Zu Art. I Z 16: 

Die geforderte Verbesse~ung der Patientenanliegen hat auch im 

Rahmen der Dokumentation über die in der Krankenanstalt erbrachten 

Leistungen ihren Niederschlag zu finden. Die Führung der 

Krankengeschichte soll entsprechenden Vorschlägen folgend daher 
verfeinert werden und künftig die den lit. a und b zu § 10 

Abs. 1 Z 2 zu entnehmenden genaueren Aufzeichnungen enthalten. 

Freilich soll i diese Dokumentation nicht zu einer bürokratisch 

aufwendigen "Buchführung" aller erbrachten Leistungen führen. § 10 

Abs. 1 Z 2 lit. b ist daher auf "wesentliche" Leistungen 

beschränkt. Als "wesentliche" Leistungen werden im Rahmen der 

Pflege z.B. Maßnahmen im Zusammenhang mit Dekubitus sein. 

Zu Art. I Z 17: 

Diese Neufassung des § 10 Abs. 1 Z 4 übernimmt im wesentlichen den 

schon bisher geltenden Gesetzestext, sieht im Hinblick auf den 

Entwurf des P!legeheimgesetzes jedoch auch die notwendige 

Informationsweitergabe an Pflegeheime vor. Darüber hinaus soll den 

gebotenen Datenschutzanliegen entsprechend klargestellt werden, 

daß den Sozialversicherungsträgern Mitteilungen aus den 
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Krankengeschichten nicht pauschal, sondern nur insoweit zu 

übermitteln sind, als dies zu Wahrnehmung der diesen obliegenden 

Aufgaben erforderlich ist. 

Zu Art. I Z 18: 

Es entspricht den auch in den Expertendiskussionen wiederholt als 

notwendig bezeichneten Prinzipien der Teamarbeit und der Betonung 

der Verantwortung jeder einzelnen in die Erbringung von 

Krankenanstaltenleistungen eingebundenen Berufsgruppe, wenn diese 

auch zur Dokumentation der jeweiligen Leistung verantwortlich ist. 

Diesem Gedanken trägt der neue Abs. 3 des § 10 Rechnung. 

Zu Art. I Z 19: 

§ 10 Abs. 4 entspricht weitgehend dem bisherigen Abs. 3 des § 10, 

wobei der SChlußsatz dieser Gesetzesstelle künftig ebenso im 

Hinblick auf Pflegeheime nach dem Pflegeheimgesetz zu erweitern 

ist. Im ersten Satz werden die Anliegen des Datenschutzes stärker 

betont. 

Darüber hinaus wird in dieser Gesetzesstelle ebenso wie an anderen 

Stellen des Entwurfes darauf Bedacht genommen, daß im KAG 

wiederholt der Ausdruck "Träger der Krankenanstalt" anstelle des 

Ausdruckes "Rechtsträger" verwendet wird (vgl. z.B. § 8c Abs. 2 Z 

3, § 27a Abs. 1 und viele andere Stellen mehr, daneben aber auch 

das Bundesgesetz BGBl.Nr. 281/1988 sowie die Vereinbarung BGBl.Nr. 

619/1988). Diese Ausdrucksweise soll im vorliegenden Entwurf 

beibehalten werden. 

Zu Art. I Z 20: 

Es wird der Expertenvorschlag aufgegriffen, gleich der 

hauptberuflichen Leitung des ärztlichen Dienstes (vgl. Art. I 

Z 11) bei Krankenanstalten entsprechender Größe eine 

hauptberufliche Leitung des Pflegedienstes vorzusehen. 
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Die im bisherigen Abs. 2 des § lla erwähnte Fortbildung wird in 

erweiterter Form in den neuen § llc aufgenommen. 

Zu Art. I Z 21: 

Ein Hauptpunkt der Kritik an der gegenwärtigen Führung von 

Krankenanstalten besteht in der teilweise nur ungenügenden 

personellen Ausstattung. Um in dieser Hinsicht nachhaltig 

Verbesserungen zu erzielen, ist es unabdingbare Voraussetzung, 
eine gezielte langfristige Personalplanung durchzuführen. 

Dem soll durch den neuen § lla Abs. 3 Rechnung getragen werden, 

wobei die Ergebnisse der auf die jeweilige Krankenanstalt 
bezogenen Personalerhebung nicht nur der Personalplanung 

zugrundezulegen sind, sondern wegen der Verantwortung der Länder 

für die Sicherstellung der Spitalsversorgung im Land (vgl. neben 

der Kompetenz gem. Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG auch § 18 KAG) auch der 

zuständigen Landesregierung durch einen jährlichen Bericht 

mitzuteilen sind. Das Ergebnis der Personalbedarfserhebung ist 

durch den Träger der Krankenanstalt zu dokumentieren. 

Die in diesem I Zusammenhang erwähnten wissenschaftlichen Methoden 

sind z.B. aus! dem in der BRD von der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft 1989 erarbeiteten analytischen 

Personalbedarfskonzept ableitbar. 

Zu Art. I Z 

Mit dem neuen § llb soll die Umsetzung der weiteren Hauptforderung 

nach Schaffung einer ausreichenden psychologischen und 

psychotherapeutischen Versorgung in Krankenanstalten erfolgen. Dem 

"Psychologischen Dienst" kommt dabei nicht nur die Aufgabe der 

psychologischen Betreuung von Pfleglingen zu (vgl. § 6 Abs. 3 Z 2 

i.d.F. Art. I Z 10), er wird auch für die Aufgaben der Supervision 

heranzuziehen: sein. Die geforderte Qualifikation für die 

Angehörigen des "Psychologischen Dienstes" ergibt sich aus dem 

Psychologengesetz, BGBl. Nr. 360/1990. 
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Allenfalls kann auch eine psychotherapeutische Behandlung eines 

Pfleg1ings geboten sein. Dafür hat ein Psychotherapeut i.S. des 

Psychotherapiegesetzes, BGB1. Nr. 361/1990, zur Verfügung zu 

stehen. 

Der neue § llc trägt dem mannigfachen Anliegen Rechnung, schon von 

der grundsatzgesetzlichen Rechtslage her für sämtliche in Betracht 

kommenden Personal gruppen der Krankenanstalten eine konsequente 

Fortbildungspflicht vorzusehen. Für die in Krankenanstalten 

tätigen Ärzte wird diesem Anliegen durch den schon zuvor 

dargestellten § 8 Abs. 1 neuer Schlußsatz (Art. I Z 13) 

entsprochen. 

Zu Art. I Z 23: 

Die Neufassung der Bestimmungen über die Errichtungs- und 

Betriebsbewil1igungen erfordert auch eine zitatanpassung in dieser 

Gesetzesstelle. 

Zu Art. I Z 24 und 25: 

Der schon im Psychotherapiegesetz (vgl. dessen § 16 Abs. 1) 

eingeschlagene Weg, auch im Bereich des Gesundheitswesens die 
Vermittlung eines sachlichen Informationsangebotes zu ermöglichen, 

ist konsequenterweise im Sinne einer gebotenen Gleichbehandlung 

auch im Rahmen des RAG fortzusetzen. 

Zu Art. I Z 26: 

Die Zitate sind den Änderungen im § 6 anzupassen. 

Zu Art. I Z 27: 

Die Bewilligungspflicht wesentlicher Änderungen wird sich in 

Hinkunft aus § 4 Abs. 2 ergeben (vg1. Art. I Z 8), sodaß auch das 

Zitat in dem durch die RAG-Novelle BGB1. Nr. 157/1990 eingefügten 

§ 38a Abs. 2 anzupassen ist. 
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Zu Art. I Z 28: 

Für die Dokumentation und Aufbewahrung der nach dem 

Unterbringungsgesetz, BGB1. Nr. 155/1990, zu führenden 

Aufzeichnungen soll nicht bloß, wie derzeit im § 38d vorgesehen, 

§ 10 Abs. 1, ~ondern § 10 schlechthin sinngemäß Anwendung finden. 

Zu Art. 11 Z 29: 

Die Neufassung der "Sanitären Aufsicht" über Krankenanstalten 

durch die Bezirksverwaltungsbehörden trägt der Forderung Rechnung, 

auch in diesem Bereich künftig strengere Vorschriften zu 
normieren. 

Dabei soll auch die bisher im § 60 Abs. 2 vorgesehene Vorlage 

eines schriftlichen Auftrages des Behördenleiters entfallen. Es 

ist kein Grund ersichtlich, daß Organe der zuständigen Behörde 

(z.B. der Amtsarzt), die ohnehin eine entsprechende Legitimation 

vorweisen können, auch noch zusätzlich über einen schriftlichen 

Auftrag des Behördenleiters verfügen müssen. Gerade in Fällen, die 

ein unverzügliches Einschreiten erfordern (siehe den neuen zweiten 

Satz im § 60 Abs. 3), ist kein Grund für eine derartige 

Formalvorschr~ft ersichtlich. 

Zu Art. 111: 

, 

Diese Gesetzeßstelle enthält die erforderliche Fristsetzung für 
I 

die Ausführungsgesetzgebung und betraut den Bundeskanzler mit der 

Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG. 

Weiters wird dem Bundeskanzler die Vollzugszuständigkeit 

hinsichtlich des Art. 11 der Novelle übertragen. 

Mangels eines genau bezeichneten Zeitpunktes des Inkrafttretens 

soll der Entwurf bei einem entsprechenden Beschluß des 

Nationalrates mit dem Tag nach seiner Kundmachung im 

Bundesgesetzblatt in Kraft treten. 
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TEX T G E GEN U B E R S TEL L U N G 

Geltende Fassung: 

(2) Ferner sind als Krankcnansultcn auch Einridltungcn anzuschcn, 
die zur är1.t1idlcn Bctreuung und bcsonderen Pflcge von dlronisdl Kran­
lH'1l he\\.inllllt sine!, 

§ 2. (1) KrankenallsuIten im Sinne des § 1 sind: 

• • • • 
4, Pflegeanstalten fiir dlronisdl Kranke, die ärztlidler Betreuung und 

besonderer I>flege bedürfen; 

(2) Als Krankt'n:tnstalten im Sinne des § t gelten nicht: 

• • • • Jene:t ~~~~ 

Fassung des Entwurfes: 

1. § 1 Abs. 2 lautet: 

"(2) Ferner sind als Krankenanstalten auch Einrichtungen anzuse­

hen, die zur ständigen ärztlichen Betreuung und besonde~en Pflege 
von chronisch Kranken bestimmt sind." 

2. § 2 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Pflegeanstalten für chronisch Kranke, die ständiger ärztlicher 
Betreuung und besonderer Pflege bedürfen;" 

3. Im § 2 Abs. 2 lit. c wird der Punkt durch einen Strichpunkt 
ersetzt und folgende lit. dangefügt: 

"d) Pflegeheime im Sinne des Pflegeheimgesetzes, BGBl. 
Nr •.•• /199 •• " 
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§ 23. (1) Allgemeine Krankenanstalten· sind einzurichten als 

a) Standard.krankenanstalten mit bettenführenden Abteilungen zumin­
dest für: 

i. Chirurgie. 

2. Frauenhcilkunde und Geburtshilfe. 

3. Innere Medizin und 

4. Kinderheilkunde; 
wenn ein Facharzt für Kinderheilkunde als" ständiger Konsiliuarzt 
fiir die 13etreuung von Neugeborenen und für die 13ehandlung von 
Krankheiten des Kindesalters verpflichtet wird. kann eine betten­
führende Abteilung für Kinderheilkunde entfallen; 

ferner müssen Einrichtungen für Anästhesiologie. für Röntgendia­
gnostik und für die Vornahme von Obduktionen vorhanden sein 
und durch Fadlärzte des betreffenden Sonderfaches betreut werden; 
andere fachärztliche Betreuung muß durch Fachärzte der betreffenden 
medizinischen Sonderfächer als Konsiliarär.tte gesichert sein; 

b) Sdlwcrpun.ktkrankcn2llstaltcn mit bcttenfiihrcndcll Ahtcilun\:cn zu-
mjndest für: 

1. Augenheilkunde. 

2. Chirurgie. 

3. Frauenheilkunde und Geburtshilfe einschließlich Perinatologie. 

4. Hals-. Nasen- und Ohrenkrankheiten. 

5. Haut- und Geschlechtskrankheiten. 

6. Innere Medizin. 

7. K~nderheilkunde einschließlich Neonatologie. 

8. Neurologie und Psydliatrie. 

9. Orthopädie. 

10. Unfallchirurgie und 

11. Urologie; 

ferner müssen Einl'ichtungen für Anästhesiologie. für Hämodialyse, 
für Strahlendiagnostik und -therapie sowie Nuklearmedizin. für 
Physikalisdle Medizin. für Intensivpflege und für Zahnheilkundc 
vorhan«(cn sein und t1urdl Fad,ärzte des entsprc<:hcndt'" Sontlcrfadlcs 
betreut werden; andere fad,ärztlid,e Behandlung nlUf~ durd, Fad,­
ärzte der betreffenden medizinisdlen Sonderfächer als ständige Kon­
si!.iarärzte gesidlert sein; schließlich müssen eine Anstaltsapotheke. 
ein Pathologisches Institut sowie ein Institut für medizinische und 
dtemische Labord.jagnostik geführt werden; 

-L- ~~~! 

Me1bt It 

VL\~lA.J~t 

4. § 2a J\bs. 1 lit. a Schlußteil lautet: 

"andere fachärztliche Behandlung muß durch Fachärzte der betref­

fenden medizinischen Sonder fächer als Konsiliarärzte und in glei­

cher Weise qualifizierte Fachärzte als Vertreter im Fall der 

Verhinderung eines Konsiliararztes gesichert sein;" 

~~u. " U~~~eGt 

5. § 2a J\bs. 1 lit. b vorletzter Teilsatz lautet: 

"andere fachärztliche Behandlung mUß durch Fachärzte der betref­

fenden medizinischen Sonder fächer als Konsiliarärzte und in glei­

cher Weise qualifizierte Fachärzte als Vertreter im Fall der 

Verhinderung eines Konsiliararztes gesichert sein;" 

~~u. U4~\AJe.rt 
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§ 3. (1) Krankenanstalten bedürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie 
auch zu ihrem Betriebe einer Bewilligung der Landesregierung. 

J~lcti ul-tJ ~te,'-\.. 

(2) Die Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt im Sinne 
des Abs. 1 darf nur erteilt werden, wenn insbesondere • , 

a) der Bedarf im Hinhlick auf den angegebenen Anstaltszweck (§ 2 
Abs. 1) unter Beachtung der Höchstzahl an systemisierten Betten 
nach dem jeweiligen Landes-Krankenansu.ltenplan (§ 10 a) gegeben 
jst; 

b) das Eigentumsrecht oder sonstige Rechte zur Benützung der für die 
Anstalt i.n Aussicht genommenen Betriebsumlage nachgewiesen sind; 

c) das für die Unterbringung der Anstalt geplante oder bereits vor­
handene Gebäude den hinsichtlidl der Aufführung oder Verwendung 
soldler Geobäude vorgesehenen bau-, feuer- und gesundheitspolizei­
lidlen Vorsdlriften entspricht und 

~i- A.clJi! ~ 

d) gegen den Bewerber keine Bedenken bestehen. 

-3-

~~t4*! 
6. § 3 lautet: 

"§ 3. (1) Krankenanstalten bedürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie 

auch zu ihrem Betrieb einer Bewilligung der Landesregierung. 

(2) Anträge auf Ertei1ung der Bewilligung zur Errichtung einer 

Krankenanstalt haben den Anstaltszweck (§ 2 Abs. 1), da~ in Aus­

sicht genommene Leistungsangebot sowie allfällige Schwerpunkte 
genau zu bezeichnen. 

(3) Die Bewilligung zur Errichtung einer Krankenanstalt darf 
nur erteilt werden, wenn insbesondere 

1. der Bedarf im Hinblick auf den angegebenen Anstaltszweck 

samt dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot sowie allfällige 

Schwerpunkte unter Beachtung der Höchstzahl an systemisierten Bet­

ten nach dem jeweiligen Landes-Krankenanstaltenp1an gegeben ist; 

2. das Eigentumsrecht oder sonstige Rechte zur Benützung der 

fUr die Anstalt in Aussicht genommenen Betriebsanlage nachgewiesen 
sind; 

3. das für die Unterbringung der Anstalt geplante oder bereits 

vorhandene Gebäude den bau-, feuer- und gesundheitspolizeilichen 
Vorschriften entspricht; 

4. aus den Antragsunterlagen hervorgeht, daß die nach dem An­

staltszweck, dem in Aussicht genommenen Leistungsangebot sowie 

allfälligen Schwerpunkten erforderliche apparative und personelle 

Ausstattung dauerhaft Sichergestellt sein wird und 

5. gegen den Bewerber keine Bedenken bestehen. 
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(3) Im llewilligungsverf:thren nach Abs. 2 ist cin GuUdlten dcs 
Landesha.uptmanncs einzuholen, das zu dem Antrag vom Standpunkt 
der sanitären Aufsicht Stellung nimmt. Außerdem ist im Bewilligungs­
verfahren bei Prüfung des Bedarfes nach Abs. 2 lit. a die gesetzliche 
Interessenvertretung der privaten Krankenanstalten , bei Bewilligung 
der Errichtun,g eines selbständigen Ambulatoriums (S 2 Abs. 1 Z 7), sofern 
n.icht Abs. 6 anzuwenden ist, auch die zuständige 1\rztekammer und bei 
Bewilligung der Errich~~ines selbständigen Zahnamhulatoriums :luch 
,!,jt> t1slcrrl'i.-hisl~,e J)cntistenk:tml1\er ZII h"iren. 

(4) Eine UcwiJligung ZUI11' Betriebe einer Krankenanstalt darf nur er­
teilt werden, wenn in~bcsondcre 

J 

a) die Bewilligung zur Erridltung im Sinne dcs Abs. 2 erteilt worden ist; 

b) die für den unmittelbaren Betrieb der Krankenanstalt erforderlichen 
medizinischen Apparate und technischen Einrichtungen vorhanden 
sind und die Betriebsanlage sowie alle medjzinischen Apparate und 
tcdmisdlen Einridttungen den sidterheitspolizcilidlen und gesund-
heitspolizeilichen Vorschriften entspredlenj '. 

e) gegen die für den inneren Betrieb der Krankenanstalt vorgesehene 
An~taltsordnung (§ 6) keine Bedenken bestehen; 

d) eine geeignete Persönlichkeit als verantwortlicher Arzt (§ 7 Abs. 1) 
und für die Leitung dercinzclncn Spitalsabteilungenfachlidl geeignete 
Personen als verantwortliche ~rzte namhaft gemacht worden sind 
(§ 7 Abs. 3). 

~f ,u;.c.eJ. ~~ 

-4-
~~Z;J~ 

(.1) 1111 VI'lloIltr~'1I ZII1' 1·: .. tf~llt1l\~ d(![" l':rrichltlll~J!;hpwll1fQlIllfl I!:I 

,-111 (;"l,u'hl"11 I"'~; 1 .. 1l1f!t·:;holllpLm.lIuu!u einzuholen, tlau Z.UIU J\nlt: .. J~J vom 

StilJl<lplInkl dar silniUlren Aufsicht Stellung nimmt. AUßerdem ist im 

Verfnhren zlIr Erteilung der Errichtungsbewilligung bei Prüfung des 

Ilt'd,lr'fl!~; rll(~ !re:a~l.zl ichc Intcres!3cnvertretung der priviltcn Krnn­

IWII.IIl,;lilllen, \lei Ilewilligung der Errichtung eines selbstllndigen 

I1lI1uuliltoriullls (§ 2 Abs. I Z 7), sofern nicht § 3b Abs. I 

nnzuto/cncicn i!;t, llllch die zusttlndigo Ärztekammer und bei 

IJp"t.i.111!Jlm~J der ErTJchlun9 c:lncs selbsttlndigon Zilhnilmblilotoriums 

(Joch die ÖstcrrcichischO ncnt1-~;-eefiKammer zu hören~'" 

7. Nach § 3 werden folgende §§ 3a bis 3c eingefügt: 

"§ 3a. Die Bewilligung zum Betrieb einer Krankenanstalt tlarf nur 

erteilt werden, wenn insbesondere 

1. die Bewilligung zur Errichtung erteilt worden ist; 

2. die fOr den unmittelbaren Betrieb der Krankenanstalt erfor­

derlichen medizinischen Apparate und technischen Einrichtungen 

vorhanden sind und die Betriebsanlage sowie alle medizinischen 

Apparate und technischen Einrichtungen den bau-, feuer- und ge­

sundheitspolizeilichen Vorschriften entsprechen; 

3. gegen die fOr den inneren Betrieb der Krankenanstalt vorge­

sehene Anstaltsordnung (§ 6) keine Bedenken bestehen; 

4. geeignete Personen als verantwortlicher Arzt und dessen 

Stellvertreter (§ 7 Abs. l~ und fachlich geeignete Personen 

als verantwortliche Ärzte fUr die Leitung der einzelnen 

Abteilungen und deren Stellvertreter namhaft gemacht worden sind 

und 

5. für den Betrieb der Krankenanstalt im Hinblick auf deren 

Anstaltszweck sowie das geplante Leistungsangebot sowie allfällige 

Schwerpunkte in ausreichender Zahl entsprechendes nichtärztliches 

Personal, das die jeweils erforderliche Qualifikation nach dem 

Bundesgesetz betreffend die Regelung des Krankenpflegefachdien­

stes, der medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfs­

dienste, DGDl. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch das Bundesge­

setz BGBl. Nr. 449/1990, aufweist, in Aussicht genommen ist. 
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(5) Ist der Reclltsträger der Krankenanstalt ein Krankenversidte­
rungsträger, 50 bedarf er lediglich bei Ambulatorien einer Bewilligung 
zur Errichtung; diese ist :w erteilen, wenn ein Einvernehmen zwischen 
dem Krankenvcrsidlerungsträger und der zuständigen öffentlich-recht­
lid,en Tnteresscnverttetungcler 1\rae hzw. Dentisten oder 7.wisd,en dem 
Ilauptverband der österreidlisdlen Sozialversidlcrungsträger und der 
österreich ischen 1\rztekammer bzw.der österrei'chischen Dentistenkam­
mer vorliegt (§ 339 ASVG) •. Liegt 'kein Einvernehmen vor, jst die Be­
will1gung zur Erridltung zu erteilen, wenn der Bedarf durch die Landes­
regierun.g festgestellt ist. Die beabsidltigte Errichtung einer allgemeinen 
Krankenanstalt durch einen Sozialversicherungsträger . ist der Landes­
regierung anzuzeigen. Die Bewilligung. zum Betrieb~ der Krankenanstalt 
eines Sozialversicher.ungsträgers ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 4 lit. b, c und cl gegeb~n sind. • ' 

(6). Im behördlichen Verfahren wegen Genehmigung der Errichtung 
oder Inbetric.hnahme· von Ambula'torien eines Krankenversicherungs­
tr:i.:crs halw.n dic z\lSt;inll,ir;c l\r/.t<·bmmer und bei 7.ahnamhulatorien 
audl die Osterrcidlisdll! Dentistenkammer Partei9tellung im Sinne des § 8 

AVe 1950 und das Red,t der Besdlwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 
B-VG ',wenn 

a) üher lbs Vorhaben des Krankenversicherungsträgcrs kein Einver­
nChl1ll'n im Sinne des § 339 Asve zustande gekomlllcn ist, 

b) der Antrag des Krankenversidlerungsträgers nicht mit einem nach 
§ 339 ASVG erzielten Einvernehmen übereinstimmt oder 

c) d·ie Entscheidung der Behörde über den Inhalt des nach § 339 ASVG 
orzielten Einvernehmens hinausgeht. 

Im übrigen haben die berührten gesetzlichen beruflichen Intercssenver­
trclungcn die Stellung eines Beteiligten. 

..-~-

~~ k ~ctt..J* ~ 

§ 3b. (1) Ist der Träger der Rrankenanstalt ein Krankenver­

sicherungsträger, so bedarf er lediglich bei Ambulatorien einer 

Bewilligung zur Errichtung. Diese ist zu erteilen, wenn ~Ein­

vernehmen zwischen den Rrankenversicherungsträgern und der zustän­

digen öffentlich-rechtlichen Interessenvertretung der Ärzte bzw. 

Dentisten oder zwischen dem Hauptverband der österreich~schen So­

zialversicherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer bzw. 

der österreichischen Dentistenkammer vorliegt (§ 339 ASVG). Liegt 

kein Einvernehmen vor, ist die Bewilligung zur Errichtung zu er­

teilen, wenn der Bedarf durch die Landesregierung festgestellt 

ist. Die beabsichtigte Errichtung einer allgemeinen Krankenanstalt 

durch einen Sozialversicherungsträger ist der Landesregierung an­

zuzeigen. 

(2) Die Bewilligung zum Betrieb der Krankenanstalt eines Sozi­

alversicherungsträgers ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen 

des § 3a Z 2 bis 5 erfUllt sind. 

(3) Im behördlichen Verfahren zur Genehmigung der Errichtung 

oder Inbetriebnahme von Ambulatorien eines Krankenversicherungs­

trägers haben die zuständige Ärztekammer und bei Zahnambulatorien 

auch die Österreichische Dentistenkammer Parteistellung im Sinne 

des § 8 AVG 1950 und das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 
2 B-VG, wenn 

1. über das Vorhaben des KrankenversIcherungsträgers kein Ein­

vernehmen im Sinne des § 339 ASVG zustande gekommen ist, 

2. der Antrag des Krankenversicherungsträgers nicht mit einem 

nach § 339 ASVG erzielten Einvernehmen übereinstimmt oder 

3. die Entscheidung der Behörde über den Inhalt des nach § 339 
/\SVG erzielten Einvernehmens hinausgeht. 

(4) Im übrigen haben die berührten gesetzlichen beruflichen 
Interessenvertretungen die Stellung von Beteiligten. 
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(7) Durch die Landesgesetzgebung sind nähere Vorschriften über 
die Voraussetzungen zur Bewilligung der Errichtung und des Betriebes 
sowie die Sperre einer Krankenanstalt, die entgegen den Bestimmungen 
der Abs. 2 bis 4 betrieben wird, zu erlassen. 

§ 4. (I) Jede geplante räumliche Veränderung ist der Landes­
rcgicrung anzuzeigen. Wesentliche Veränderungen bedürfen der 
Bewilligllng der Landesregierung. 

(2) PUr die Erwerbung oder die Erweiterung von Amhulatorien' 
eines Krankenversicherungslrägers sind die Bestimmungen des § 3 ent­
sprechend anzuwenden. 

§ 5. Die Verpachtung einer Krl!:!"kenanstalt, ihre Übertragung auf 
einen anderen Rechtsträger und jede Anderung ihrer Bezeichnung bedarf 
gleichfalls der Bewilligung der Landesregierung (§ 3 Abs. 2 lit. d). 

~ 
~ ..tL!. Ww<Ufr: 

§ 3c. Durch die Landesgesetzgebung sind nähere Vorschriften Ober 

die Erteilung von Bewilligungen zur Errichtung und Inbe~iebnahme 

von Krankenanstalten, Ober die ZurOcknahme solcher Bewilligungen, 

wenn eine Voraussetzung fOr ihre Erteilung nachträglich weggefal­

len ist oder hervorkommt, daß sie schon zum Zeitpunkt der Ertei­

lun9 der Bewilligung nicht erfOllt.war, sowie Ober die Sperre von 

Krankenanstalten, die entgegen ~rankenanstaltenrechtlichen Bestim­

mungen betrieben werden, zu erlassen." 

8. § 4 lautet: 

"§ 4. (1) Jede geplante Veränderung der Krankenanstalt, die die 

räumliche oder apparative Ausstattung oder das Leistungsangebot 

samt allfälligen Schwerpunkten betrifft, ist der Landesregierung 

anzuzeigen. 

(2) Wesentliche Veränderungen bedOrfen einer Betriebsbewilli­

gung der Landesregierung. Bei wesentlichen baulichen oder appara­

tiven Änderungen, insbesondere im Zusammenhang mit 

medizinisch-technischen Großgeräten, ist Oberdies zuvor in 

sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 2 bis 4 eine Bewilligung zur 

Vornahme dieser Änderung zu erteilen. 

(3) FOr die Erwerbung oder die Erweiterung von Ambulatorien 

eines Krankenversicherungsträgers ist § 3b sinngemäß anzuwenden." 

9. In § 5 wird das Zitat "(§ 3 Abs. 2 lit. d)" durch das Zitat 

"(§ 3 Abs. 3 Z 5)" ersetzt. 
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§ 6. (I) Der innere Betrieb der Krankenanstalt wird du • .:h die An· 
staltsordnung geregelt. Die Landesgesetzgebung hat nähere Vorschriften 
über den Inhalt der Anstaltsordnung zu erlassen, die insbesonC:c:re zu 
enthalten hat: 

a) die Aufgaben und Einrichtungen der Krankenanstalt, bei all­
gemeinen Krankenanstalten und Sonderkrankenanstalten auch 
eine allfällige Gliederung in Abteilungen für Akutkranke und, 
neben diesen Abteilungen, auch in zusätzliche Abteilungen für 

I ~lIlg7.cilhehandlllng, oder in Pllegegruppen tür die Behandlung 
Akutkranker und für die Langzeitbehandlung innerhalb von 
Ahteilungen; 

hl die Clrnnd711ge ihrer Verwaltung und ihrer ßctriehsfnrm, 
inshesondere, ob anst,,!! oder neben der herkömmlichen Art der 
Betriebsform anstaltsbedürftige Personen nur über Tag oder nur 
Ober Nacht aufgenommen werden; 

c) ,re Dienstobliegenhoiten der in" der Krankenan5talt beschäftigten 
Personen; 

d) 'lbs von Pfle~lin~e"n und ßesud,ern in der Krankenanstalt zu ·beob­
ad,telHle Verhalten. 

(2) Die einzellll.·,n Abteilungen und Pflegegruppen sind hinsichtljch 
i,hrer Bottenanzahl unter Berücksichtigung des Faches und des Fortschrit­
tes der Medizin in einer überschaubaren Größe zu halten. 

(3) Die Anstaltsordnung darf keine Bestimmungen enthalten, die 
die Durdlführung eines straflosen Schwangerschaftsabbruches oder die 
Mitwirkung daran verbieten oder die Weigerung, einen solchen Schwan­
gerschaftsabbruch durchzuführen oder daran mitzuwirken, mit nachteili­
gen Fol.gen verbinden. 

(4) Die Anstaltsoronung und jede i'\.nderung derselben bodürfen 
der Genehmigung durch die Landesregierung. 

~~ o:;.d/.d ~~ 

--';}--

~kti.:tw*: 
10. Im § 6 werden die Abs. 3 und 4 als Abs. 4 und 5 bezeichnet, 

die Abs. 1 bis 3 lauten: 

"§ 6. (1) Der innere Betrieb einer Krankenanstalt wird einschließ­

lich des von den Pfleglingen und Besuchern zu beachtenden Verhal­

tens (Hausordnung) durch die Anstaltsordnung geregelt. Durch die 

Anstaltsordnung ist auch vorzusehen, daß die einzelnen Abteilungen 

und Pflegegruppen hinsichtlich ihrer Bettenanzahl unter ~erück­

sichtigung des Faches und des Fortschrittes der Medizin eine über­

schaubare Größe aufweisen. 

(2) Die Landesgesetzgebung hat nähere Vorschriften über den 

Inhalt der Anstaltsordnung zu erlassen, die insbesondere zu ent­

halten hat: 

1. die Aufgaben und Einrichtungen der Krankenanstalt, bei all­

gemeinen Krankenanstalten und Sonderkrankenanstalten auch eine 

allfällige Gliederung in Abteilungen für Akutkranke und, neben 

diesen Abteilungen, auch in zusätzliche Abteilungen fUr Langzeit­

behandlung, oder in Pflegegruppen für die Behandlung Akutkranker 

und fUr Langzeitbehandlung innerhalb von Abteilungen; 

2. die GrundzUge ihrer Verwaltung und ihrer Betriebsform, ins­

besondere, ob anstatt oder neben der herkömmlichen Art der Be­

triebsform anstaltsbedürftige Personen nur über Tag oder nur über 

Nacht aufgenommen werden; 

3. die Dienstobliegenheiten der in der Krankenanstalt beschäf­

tigten Personen. 

(3) Durch die Landesgesetzgebung ist weiters anzuordnen, daß 

die Anstaltsordnung 

1. unter Bedachtnahme auf die Organisation und die Dienst­

obliegenheiten der in der Krankenanstalt beschäftigten Personen im 

erforderlichen Ausmaß Dienstbesprechungen zwischen dem ärztlichen 

und dem nichttlrztlichen Personal vorsieht; 
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§ 7. (1) Für jede Krankenanstalt ist ein geeigneter Arzt als ver­
antwortlicher Leiter des ärztb:hen Dien-stes und für <li~ mit .der ärzt­
lichen Behandlung der Pfleglin.ge zusammenhängenden Aufgaben zu be­
stellen. Für Genesungsheime (§ 2 Abs. 1 Z. 3) und für Pflegeanstalten 
für chronisch Kranke (§ 2 Abs. 1 Z. 4) kann die Landesregierung von 
der Bestellung cines ärztlichen Leiters Abstand nehmen, wenn die Auf­
sicht durch einen geeigneten Arzt gewährleistet ist. Das Verfügungsredlt 
des Rechtsträgers der An9talt in wirtschaftlichen Angelegenheiten bleibt 
unherührt (§ t t Ahs. t). 

~{~&.J ~~ 

(4) Mit der };ührung von Abteilungen für die Behandlung bestimm­
ter Krankhoiten, von Laboratorien, Ambulatorien oder Prosekturen von 
Krankenanstal.ten dürfen nur Fadlärzte des einschlägigen medizinischen 
Sonderfaches, wenn aber ein Sonderfach nicht besteht, hchl·ich qualifi-
zierte Ärzte betraut werden. 

~'-{A.U~ ~ 

2 .-

~~~vtw*: 
2. auf Wunsch der Pfleglinge eine psychologische oder seelsor­

gerische Betreuung sowie auf Wunsch der in der Krankenanstalt be­

schäftigten Personen eine vom Träger der Krankenanstalt unabhängi­

ge Supervision ermöglicht; 

3. für die in der Krankenanstalt beschäftigten Personen in 

ausreichendem Maß geeignete Personalräumlichkeiten sicherstellt; 

4. Maßnahmen der Qualitätssicherung ermöglicht." 

~u~~ 

11. Im § 7 Abs. 1 ist folgender zweiter Satz einzufügen: 

"In Krankenanstalten, deren Größe dies auch im Hinblick auf den 

Anstaltszweck, das Leistungsangebot und allfällige Schwerpunkte 

erfordert, ist die Leitung des ärztlichen Dienstes hauptberuflich 

auszuüben." 

b1e.t~ 
Ia 

ULlV~llMkf 
12. § 7 Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen: 

"Für den Fall der Verhinderung dieser Ärzte ist die Stellvertre­

tung durch einen in gleicher Weise fachlich qualifizierten Arzt 

vorzusehen." 

324/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
47 von 57

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



~~! 

§ 8. Cl) Der ärztliche Dienst muß so eingerichtet sein, daß ärzt­
liche Hilfe in .der Anstalt jederzeit sofort erreidlbar ist. 

~'+ ~d.d~~ 

§ 8:1. Für jede Krankenanstalt ist ein fachlich geeigneter Arzt zur 
Wahrung der Belange der Hygüene (Krankenhaushygi.eniker) zu bestellen. 
Er 1St auch bei allen Planungen für Neu-, Zu- und Umbauten der Kran­
kenanstalten zuzuziehen. 

~~~~~~~ 

-C(-

r~ ~ 'Cc.J0~ ~ 

~"-~~ 
13. § 8 Abs. 1 wird folgender Satz angefUgt: 

"Darüberhinaus hat die Organisation des ärztlichen Dienstes si­

cherzustellen, daß auch neben der unmittelbaren Erbringung ärztli­

cher Leistungen für medizinische Anliegen der Pfleglinge ein Arzt 

zur Verfügung steht und daß die in der Krankenanstalt tätigen Ärz­

te ihrer Fortbildungspflicht regelmäßig nachkommen können." 

" ~U()I.(~~ 
14. Der bisherige Wortlaut des § 8a wird als Abs. 1 bezeichnet; 

folgender Abs. 2 wird angefUgt: 

"(2) Zur Unterstützung des Krankenhaushygienikers ist eine 

qualifizierte diplomierte Krankenpflegeperson als Hygienefachkraft 

beizuziehen." 
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§ 8 c. (1) In Krankenanstalten, an denen klinische Prüfungen von 
Arzneimitteln durdlgcführt werden (§§ 28 his 48 des Arzneimittelgesetzes, 
EGEL Nr. 185/1983 ), sind Kommissionen einzurichten, die die Durdl­
riihrun~ dieser PriHul1{;cn in der Krankcnanstalt beurteilen '. 

(2) Die Kommission hat mindestens zu bestehen aus 

1. einem. Vertreter des :tnwehen Dienstes, der weder ärztlidler J dter 
dcr Kranl(cnal1sl:1lt (§ 7 Abs. 1) nodl Prüfungsleiter (§ 32 Abs. 1 
Arzncimittc1gesetz) ist, 

2. einem Vertreter des Pflegec!ienstes, 

.l. cinem Vertreter des Tr;igers der Krankenanstalt und 
4. einer mit der Wahrnehmung seclsorgerisdler Angelegenheiten In 

Krankenanstalten betrauten Person. 

(3) über jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen. Die Protokolle 
sin'd dem ärztlidlen Leiter der Krankenanstalt und dem Prüfungsleiter 
zur Kenntn,is zu bringen und gemein'sam mit allen für die Beurteilung 
wcsentlidlen Unterlagen gemäß § 10 Abs. 1 Z. 3 aufzubewahren. 

~'i ul &ct od L.o. U~ 

k~ O;~~'~ 

- 11.0 

~,~t;;~~ 
()- { 

15. Nach § 8c wird ein § 8d eingefügt; die §§ 8c und 8d lauten: 

n§ 8c. (1) In Krankenanstalten, an denen 

1. klinische Prüfungen von Arzneimitteln (§§ 28 bis 48 des 

Arzneimittelgesetzes, BGBl. Nr. 185/1983, zuletzt 

geändert durch das Bundes~esetz BGBI. Nr. 748/1988) 

oder 

2. klinische Prüfungen von medizinischen Geräten oder Be­

darfsartikeln 

durchgefUhrt werden, sind Kommissionen einzurichten, die die 

DurchfUhrung dieser klinischen Prüfungen in der Krankenanstalt 

beurteilen. Durch die Organisation der Krankenanstalt ist 

sicherzustellen, daß klinische Prüfungen erst nach Befassun~ 

der Kommission aufgenommen und durchgefUhrt werden. 

(2) Durch die Landesgesetzgebung sind nähere Vorschriften 

darUber zu erlassen, wie die Kommissionen zusammengesetzt sein 

mUssen, welche Beurteilung durch sie vorzunehmen und welche 

Unterlagen ihr dafUr vorzulegen sind. 

(3) Die Kommission hat jedenfalls zu beurteilen, ob die 

klinische Prüfung fachlich-medizinisch und ethisch 

gerechtfertigt ist sowie die dafUr geltenden gesetzlichen Be­

stimmungen erfUllt. 
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(4) Die Kommission hat zumindest zu bestehen aus 

1. einem Vertreter des ärztlichen Dienstes, der weder ärzt­

licher Leiter der Krankenanstalt (§ 7 Abs. 1) noch 

I.ei ter der klinischen Prüfung (bei der klinischen' 

~rUfung von Arzneimitteln Prüfungsleiter gemäß § 32 Abs. 

I des Arzneimittelgesetzes) ist, 

2. einem Vertreter des Pflegedienstes, 

3. einem Vertreter des Trägers der Krankenanstalt, 

4. einer mit der Wahrnehmung der psychologischen oder seel­

sorgerischen Angelegenheiten in Krankenanstalten 

betrauten Person und 

5. im Falle einer klinischen Prüfung von 

medizinisch-technischen Geräten der Technische 

Sicherheitsbeauftragte. 

(5) Ober jede Sitzung ist ein Protokoll aufzunehmen. Die 

Protokolle sind dem ärztlichen Leiter der Krankenanstalt und 

dem Leiter der klinischen Prüfung zur Kenntnis 

zu br lngen und gemclnsilIR mi t allen fOr die Be~rteilung 

wesentlichen Unterlagen gemäß § 10 Abs. I Z 3 aufzubewahren. 
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§ 8d. (1) Die Träger von Krankenanstalten haben organisatorisch 

vorzusorgen, daß die erbrachten Leistungen unter Einhaltung der 

nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaften maßgeblichen 

Kriterien regelmäßig einer QualitätskontrOlle unterzogen werden 
können. 

(2) Werden in einer Krankenanstalt Maßnahmen der Qualitätskon­

trolle gesetzt, so ist dafUr eine Kommission zu bilden, die unter 

der Leitung eines von der leistungserbringenden Organisationsein­

heit unubhtlngigen Arztes steht. Der Kommission haben daneben ein 

weiterer Vertreter des ärztlichen Dienstes sowie des Pflegedien­

stes der Krankenanstalt anzugehören. Oberdies ist jeweils der mit 

der FUhrung der Abteilung bzw. sonstigen Organisationseinheit be­

traute Arzt sowie gegebenenfalls die verantwortliche Person der in 

Betracht kommenden Gruppe des nichtärztlichen Personals beizuzie­
hen. 

(3) Durch die Landesgesetzgebung ist weiters vorzusenen, daß 

die Ergebnisse der Qualitätskontrolle landesweit unter Einbezie­

hung der jeweiligen Ärztekammer sowie des Landessanitätsrates aus­
gewertet werden." 
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§ 10. (1) Durch die Landesgesetzgebung sind die Krankenanstalten 
. zu verpflichten: 

2. Kranken~eschichten anzule~en, in denen die Vorgeschidue der Er­
krankllnr; (Anamnese), dcr Zustand des Pflcglin~s zur Zeit der Auf­
nahme (status praesens) und der Krankheitsverlauf (decursus morbi) 
darzustellen ist; 

4. <Icn Geriducn sowie den Verwaltungsbehörden in An~elcgenheiten, 
in denen die Feststellung des Gesundheitszustandes für eine Ent­
sJloidun~ oder Verfü~un~ im öffentlichen Interesse von Bedeutung 
ist, ferner den Sozialversidle.rllngsträ~ern sowic den einweiscnden 
oder behandelnden ÄrLtcn kostenlos Abschriften von Krankenge­
schichten und ärztlichen Äußerungen über den Gesundheitszustand 
von Anstaltspfleglingen zu übermitteln; 

-;13 

kv.:=1, ~ EctwT ~ 

16. § 10 Abs. 1 Z 2 lautet: 

"2. Krankengeschichten anzulegen, in denen 

~die Vorgeschichte der Erkrankung (Anamnese), der Zustand 

'des Pf1eg1ings zur Zeit der Aufnahme (status praesens), der Krank­

heitsverlauf (decursus morbi) sowie die erbrachten ärztlichen Lei­

stungen einschließlich Medikation und 

~ sonstige wesentliche Leistungen, insbesondere der 

pflegerischen und allfälligen psychotherapeutischen bzw. 

?sycho1ogischen Betreuung, darzustellen sind:" 

17. § 10 Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Angelegenheiten, in 

denen die Feststellung des Gesundheitszustan~ für eine 

Entscheidung oder Verfügung im öffentlichen Interesse von Bedeu­

tung ist, ferner den Sozialversicherungsträgern, soweit dies zur 

Wahrnehmung der dem Sozialversicherungsträger obliegenden Aufgaben 

erforderlich ist, sowie anderen Krankenanstalten und Pflegeheimen 

und einweisenden oder weiterbehandelnden Ärzten kostenlos 

Abschriften von Krankengeschichten und ärztlichen Äußerungen über 

den Gesundheitszustand von Pfleglingehzu übermitteln:" 
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(3) Die Landesgesetzgebung kann die Redltsträger von Kranken­
anstalten errn;idlti,:en, die Spetidlerun~, Verarhcitung und Aufbewahrung 
von Krankengesdlidlten anderen Redusträgern zu übertragen, wenn für 
diese Redltsträger und die in ihnen besmäftigten Personen eine gesetzlirue 
Versruwicgenheitspflidlt besteht oder durm die Landesgesetzgebung auf­
erlegt wird. Die ErmädJtigung kann aum die Speidlerung, Verarbeitung 
un.d Aufbewahrung mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung 
hl·inhalten. Weit,cr,g:tben von personcnhezogencn Daten durm Redlts­
t..:iger, denen die Speidlerung, Ver:trbeitung und Aufbewahrung über­
tragen wurde, sind nur an lI.rztc oder Krankenanstalten zulässig, in <Ieren 
Behandlung der Betroffene steht. 

- A~ 

~<-<"1s ~ t;ctw~ , 

18. § 10 Abs. 3 lautet: 

"(3) Die Führung der Krankengeschichte obliegt hinsichtlich 

der Aufzeichnungen 

1. gemäß Abs. 1 Z 2 1it. a dem für die ärztliche Behandlung 

verantwortlichen Arzt und 

2. gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b der jeweils für die erbrachten son­

stigen Leistungen verantwortlichen Person." 

19. Nach § 10 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) Die Landesgesetzgebung kann die Träger von 

Krankenanstalten ermächtigen, die Speicherung, Verarbeitung und 

Aufbewahrung von Krankengeschichten anderen Trägern zu übertragen, 

wenn für diese und die bei ihnen beschäftigten Personen ebenso 

eine umfassende gesetzliche Verschwiegenheit besteht oder durch 
die Lill1desgcsetzgebung auferlegt wird. Die Ermächtigung kann auch 

die Speicherung, Verarbeitung und Aufbewahrung mittels 

automationsunterstützter Datenverarbeitung beinhalten. Weitergaben 

von personenbezogenen Daten durch Träger, denen die Speicherung, 

Verarbeitung und Aufbewahrung übertragen wurde, sind nur an Ärzte, 

Krankenanstalten und Pflegeheime zulässig, in deren Behandlung 

oder Betreuung der Betroffene steht." 
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20. § lla Abs. 2 lautet: 

"(2) In Krankenanstalten, deren Größe dies erfordert, ist die 

verantwortliche Leitung des Pflegedienstes hauptberuflich 

auszuüben." 

21. Nach § lla Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) Die Landesgesetzgebung hat die Träger von 

Krankenanstalten zu verpflichten, auf der Grundlage 

wissenschaftlich anerkannter Methoden regelmäßig den 

Personalbedarf bezogen auf Abteilungen und sonstige 

Organisationseinheiten zu erheben und die Ergebnisse der hierüber 

zu führenden Dokumentation der Personalplanung zugrunde ~u legen. 

Der Landesregierung ist hierüber jährlich durch die Träger der 

Krankenanstalten zu berichten." 

22. Nach § lla werden folgende §§ llb und llc samt Überschriften 
eingefügt: 

"Psychologischer und Psychotherapeutischer Dienst 

§ llb. (1) Für jede Krankenanstalt mit bettenführenden Abteilungen 

ist eine Person, die nach dem Psychologengesetz, BGBl. 

Nr. 360/1990, zur Führung der Berufsbezeichung 

Gesundheitspsychologe oder klinischer Psychologe berechtigt ist, 

für die psychologische Betreuung und die Supervision (§ 6 Abs. 3 

Z 2) zu bestellen. Für den Fall der Verhinderung ist ein in 

gleicher Weise qualifizierter Stellvertreter Vorzusehen. 
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(2) Für die Fortbildung des Krankenpflegepersonals ist anstalts­

m:ißig Vorsorge zu treffen. 

Zurücknahme der Betriebsbewilligung 

§ 12. (1) Die Bewilligung zum Betriebe einer Krankenanstalt (§ 3 
Abs. 4) ist zurückzunehmen, wenn 

• • 
• 

- A~ 

k". 6 ~ Z;,:h~* : 

(2) Weiters ist vorzusehen, daß erforderlichenfalls eine 

qualifizi.erte Person, die nach dem Psychotherapiegesetz, BGBI. Nr, 

361/1990, zur Führung der Berufsbezeichnung Psychotherapeut 

pereChtigt ist, für eine Psyeflet~rapeutische Behandlung zur 
Verfügung steht. 

(3) Sofern dies die Größe der Krankenanstalt unter 

Bedachtnahme auf den Anstaltszweck, das Leistungsangebot und 

allfällige Schwerpunkte erfordert, sind unter der Leitung der im 

Abs. 1 und 2 genannten Personen weitere Gesundheitspsychologen 

oder klinische Psychologen und Psychotherapeuten vorzJsehen. 

Fortbildung des nichttlrztli.chen Personals 

11c. Die Trtlger von Krankenanstalten haben sicherzustellen, da 

eine regelmäßige Fortbildung des Krankenpflegepersonals sowie des 

übrigen in Betracht kommenden nichtärztlichen Personals gewähr1~i­
stet ist." 

23. Im § 12 Abs. 1 wird das Zitat "(§ 3 Abs. 4)" durch das Zitat 
"(§ 3a)" ersetzt. 

M..t~ Uct~~ 
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Werbeverbot 

§ 13. (1) Jede Art der Werbung fiir bestimmte medizinische Behand­
lungsmcthoden sowic für die Anwendung bestimmter Arzneimittel oder 
bestimmter Heilbehclfe in Krankenanstalten ist verboten. 

(2) Die näheren ßestimmungen üher die bei Zuwiderhandlungen 
gej.;en die Vorsdlriftcn (Ics Ahs. I zu verhängenden Strafen sind durdl die 
Landesgesetzgebung zu erlassen. 

§ 16. (1) Als gemeinnützig ist eine Krankenanstalt zu betrachren, 
wenn 

• • • 

e) das Entgelt für die Leistungen der Krankenanstalt (Pflegegebühren) 
Für alle Pfleglinge derselbcn· Gcbührenklassc, allenfalls untcr ßecbdlt­
lIahme auf eine Gliedcrullt; ·in Abtcilungen oder Pflegegruppen Hir 
Akutkral1kc und fiir Langzoitbehandlung (S 6 Abs. 1 lit. a) und auF 
Tag- oder Nachvbetrieb (§ 6 Abs. 1 lit. b) in gleicher Höhe (§ 28) 
festgesetzt ist; 

<& 

• 

(2) Die Errichtung eines geschlossenen Bereiches 
gilt :als ... ·esendiche '·eTJnderung im Sinne des § 4 
Abs. 1. 

-At 

k"'='1, k k::tw* ~ 
24. Die Oberschrift zu § 13 entfällt. 

25. § 13 Abs. 1 lautet: 

"§ 13. (1) Es ist verboten, unsachliche oder unwahre 

Informationen im Zusammenhang mit dem Betrieb einer Krankenanstalt 
zu geben." 

~u. • ()~V 1!4" a ltt .J et"C 

26. Im § 16 Abs. 1 lit. e werden das Zitat "(§ 6 Abs. 1 1it. a)" 

durch das Zitat "(§ 6 Abs. 2 Z 1)" und das Zitat "(§ 6 Abs. 1 lit. 
b)" durch das Zitat "(§ 6 Abs. 2 Z 2)" ersetzt. 

27. Im § 38a Abs. 2 wird das Zitat "(§ 4 Abs. 1 ) durch das Zitat 
"(§ 4 Abs. 2)" ersetzt. 
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S 38 d. FOr die Dokumentation und Aulbe\\rah_ 
rung der nach 'dem Unterbringungsgesl"tz zu 
führl"nden Aufzeichnungen gilt § 10 Abs. 1 sinnge­
mäß. 

§ (,0. (1) Oie ße:r.irksvcrwaltungsbchönk·n habcn in den Kranken­
ansultenihres örtlichen Wirkungsbereiches die Beobachtung der sani­
tären Vorschriften, die auf Grund des Ersten Teiles dieses Bundesgesetzes 
erl:tssen wcrden, :r.u überwadlcn. 

(2) Organen der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde, die 
einen schriftlichen Auftrag des l.eiters {Iieser Behörde vorweisen, ist jeder­
zeit zu allen Räumen, Anlagen und Einrichtungen der Krankenanstalten 
Zutritt zu gewähren. Auf ihr Verlangen ist diesen Organen in alle Unter­
lagen Einsicht zu gewähren, die den Betrieb der Anstalt betreffen. Die 
Einsicht nehmenden Organe sind audl beredltigt, von den, eingesehenen 
Unterlagen Abschriften und Kopien herzustellen. 

(3) Erl:tn~t eine nezirksv('l'walt\ln~sbch;;rdc davon Kcnntnis, daß in 
.·ill • .,. 1\ r.II' 1"'".,",1,,11 ilo ... ·, iirr li. 101'11 \Vi"",,,,:,I,,·,,,·i.I,,·,, , .... il :in' V .. r~dl1'if. 
tt'l\ im Silllle des A[,s. I \"'I,letZt werden heziehulI!:sweisc verletzt wurden, 
so hat sie hievon unverzüglich den Landeshauptmann zu benachrichtigen. 

- /1~ 

~~G.1w'T~ 
28. Im § 38d wird das Zitat "§ 10 Abs. 1" durch das Zitat "§ 10" 
ersetzt. 

29. § 60 lautet: 

"§ 60. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben unter Beiziehung 

der ihnen als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder zur Verfügung 

stehenden Amtsärzte in den Krankenanstalten ihres örtlichen Wir­

kungsbereiches die Einhaltung der sanitären Vorschriften, die auf­

grund des Ersten Teiles dieses Bundesgesetzes erlassen werden, zu 

überwachen. 

(2) Organen der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehö~ 

~ederzeit auch unangemeldet zu allen Räumlichkeiten, Anlagen 

und Einrichtungen der Krankenanstalten Zutritt zu gewäh~en. Auf 

ihr Verlangen ist diesen Organen in alle Unterlagen Einsicht zu 

gewähren, die den Betrieb der Anstalt betreffen. Die Einsicht 

nehmenden Organe sind auch berechtigt, von den eingesehenen Unter­

lagen kostenlos Abschriften und Kopien herzustellen. 

(3) Erlangt eine Bezirksverwaltungsbehörde davon Kenntnis, daß 

in einer Krankenanstalt ihres örtlichen Wirkungsbereiches sanitäre 

Vorschriften im Sinne des Abs. 1 verletzt werden bzw. verletzt 

wurden, so hat sie hievon unverzüglich den Landeshauptmann zu be­

naChrichtigen. Ist nach den der Bezirksverwaltungsbehörde bekannt­

.gewordenen Umständen damit zu rechnen, daß eine Gefährdung des 

Lebens oder der Gesundheit von Pfleglingen einer Krankenanstalt 

gegeben ist, so hat sie unverzüglich eine Einschau in der Kranken­

anstalt gemäß Abs. 2 vorzunehmen und dem Landeshauptmann hievon zu 

berichten." 
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